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M einolf Dierkes 
D ie neue Herausforderung an 

die Wirtschaft:
Ethik als organisatorisches Problem





Ethik und Wirtschaft: 
Was hat sich geändert?

1 .

Seit etwa zehn Jahren sind wir Zeugen eines weltweiten tief­
greifenden Veränderungsprozesses in den m odernen, m arkt­
wirtschaftlich organisierten Industriegesellschaften. Neben 
den aktuellen Problemen kurzfristiger N atur stehen dabei 
Grundfragen unserer W irtschaftsordnung wieder stärker im 
M ittelpunkt des Interesses. Das Ziel dieser Bem ühungen ist 
es, die marktwirtschaftliche Ordnung in einem langfristigen 
Lern- und Anpassungsprozeß an die Gegebenheiten einer 
»postindustriellen« Gesellschaft m it geringeren W ach­
stum sraten traditioneller Art und einem zunehm enden Be­
wußtsein für die qualitativen D im ensionen der sozio-ökono- 
m ischen Entwicklung anzupassen. In dieser Entwicklung 
kom m t den U nternehm en eine Schlüsselposition zu, sind 
sie es doch, die sich m ehr als alle anderen Beteiligten am 
W irtschaftsprozeß au f eine geänderte Rolle und  breitere Auf­
gaben einstellen müssen: Haben die U nternehm en der 50er 
und  60er Jahre sich den grundlegenden ordnungspoliti­
schen Vorstellungen entsprechend als rein ökonom ische 
Institutionen verstanden, deren alleinige Aufgabe die Bereit­
stellung von G ütern und Dienstleistungen sowie die Schaf­
fung von Einkommen war, ist heute in immer stärkerem 
M aße festzustellen, daß weitere D im ensionen der U nterneh­
m enszielsetzung und  -politik, nämlich allgemeine gesell­
schaftliche Aspekte, imm er stärker an Bedeutung gewinnen 
-  eine Entwicklung, au f die George Steiner bereits 1971 in 
seinem grundlegenden Werk »Business and Society« hinge­
wiesen hat1 >. Die weltweit auf der Ebene einzelner Unterneh- 11

11 G.A. Steiner, Business and Society, New York 1971, S. 101.
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m en bis hin zu internationalen Organisationen wie den Ver­
einten Nationen und  der OECD geführte Diskussion um  
Verhaltenskodizes sowie die Bestrebungen um  eine inhaltli­
che Ausfüllung des noch recht vagen Schlagwortes von der 
sozialen Verantwortung der U nternehm en machen dies be­
sonders deutlich.
Verhaltenskodizes, die die Politik der U nternehm en tatsäch­
lich beeinflussen, sowie eine praxisorientierte und  durch­
setzbare Ausfüllung des Begriffs der sozialen Verantwortung 
können jedoch nicht -  wie vermeintlich die Definition der 
ökonom ischen Rolle und  Aufgabe des Unternehm ens -  
ohne Rückgriff au f grundlegende Werte und Ziele entwickelt 
werden. Die laufende intensive Diskussion au f allen Ebenen 
wie auch praktische Erfahrungen der letzten Jahre m achen 
deutlich, daß ein Konglomerat von W ünschen und  Ansprü­
chen -  von verschiedenen Gruppen erhoben und  m it m ehr 
oder weniger politischer M acht und öffentlichem Druck den 
U nternehm en nahegebracht -  letztlich nicht ausreicht, um  
in langfristig zufriedenstellendem Umfang die neue gesell­
schaftliche Aufgabe des Unternehm ens zu bestimmen. Es 
hat sich vielmehr erwiesen, daß neben spezifischen Ansprü­
chen und  Erwartungen im  Hinblick au f die Lösung wichtiger 
Detailprobleme ein übergreifendes Konzept erforderlich ist, 
das diese neue Rolle und  Aufgaben des U nternehm ens be­
stimmt. Die Forderung nach einer um fassenden und aktuel­
len W irtschaftsethik als eine solche übergreifende Klammer, 
die die einzelnen Detailforderungen nach stärkerer Berück­
sichtigung der Belange der physischen Umwelt, einer hum a­
neren Arbeitswelt, einer ressourcen- und  energiesparenden 
Produktpolitik und  einem entsprechenden Produktionsver­
halten, der Erhöhung der M itwirkungschancen sozial be­
nachteiligter Gruppen, um  nur einige zu nennen, umfaßt, 
wird daher im m er deutlicher ein zentraler Bestandteil dieser 
Bemühungen.
So stellt George Cabot Lodge in seinem richtungweisenden
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Artikel »Top Priority: Renovating our Ideology« im  Harvard 
Business Review fest, daß die Unternehm en, bevor sie versu­
chen, einen Beitrag zu diesen drängenden Problem en unse­
rer Zeit zu leisten, die Notwendigkeit eines solchen umfas­
senden wirtschaftsethischen Konzeptes heraussteilen m üs­
sen -  eines Konzeptes, das dem U nternehm en eine klare Vor­
stellung von gesellschaftlichen Zielen und  den Möglichkei­
ten ihrer Um setzung in die Praxis gibt. Ohne solche grundle­
genden Prinzipien, so betont Lodge, ist es wahrscheinlich, daß 
die Handlungen der U nternehm en, die im  Interesse der Ge­
sellschaft in diesen Bereichen durchgeführt werden, eher zur 
Verwirrung fuhren und gleichzeitig eine Fragm entierung 
dieser Anstrengungen bewirken11.

1 ) G. Cabot Lodge, Top priority: renovating our ideology, in: Guides 
to Corporate Responsibility Series, Reprints from Harvard Business 
Review No. 21220 (o. J.), S. 15.



Ethik und Wirtschaft: 
Grundsätzlich nichts N eues

So fremd sich eine solche Forderung nach der Entwicklung 
einer zeitgemäßen W irtschaftsethik vielleicht heute  noch 
anhören mag, so ist sie doch als fundamental für das Gelin­
gen dieser Bem ühungen anzusehen. In einer Phase der ge­
sellschaftlichen Entwicklung, die, wie die letzen Jahre deut­
lich zeigen, von dem Bem ühen geprägt ist, die Ziele und 
Interessen unserer Gesellschaft neu zu überdenken und zu 
überprüfen -  anders kann ja  die Diskussion um  Qualität des 
Lebens, um  qualitatives W achstum und um  m ehr Selbstver­
wirklichung des einzelnen letztlich nicht verstanden wer­
den -  dürfte jedoch die Frage nach den ethischen G rund­
lagen der W irtschaftstätigkeit keineswegs so abwegig er­
scheinen, wie es im  ersten Augenblick möglich sein mag. 
U nd das vor allem, wenn m an sich vor Augen führt, daß ethi­
sche Aspekte -  weit über die in  den 50er und  60er Jahren vor­
nehm lich diskutierten Fragen der W irtschaftskriminalität 
hinausgehend -  historisch die W irtschaftstätigkeit viel län­
ger und  intensiver bestim m t haben als die Konzentration der 
U nternehm en allein auf eng definierte ökonomische In ter­
essen, die im  wesentlichen für die Phase der Industrialisie­
rung und  des W irtschaftswachstums als überragende Ziele 
der W irtschaftseinheiten galten. Wie Erich From m  in seinem 
neuesten Buch »Haben oder Sein -  die seelischen G rund­
lagen einer neuen Gesellschaft« zu Recht hervorhebt, wurde 
sowohl in der mittelalterlichen Gesellschaft als auch in 
Prim itivkulturen das ökonomische Verhalten zentral durch 
ethische N ormen bestim m t1 >. Ökonomische Interessen wa- 11
11 E. Fromm, Haben oder Sein -  Die seelischen Grundlagen einer neuen 

Gesellschaft, Stuttgart 1976, S. 16.
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ren damit ein, wenn auch der wesentliche, Aspekt der gesam­
ten Ziele und Aufgaben der W irtschaftseinheiten. »So bilde­
ten«, wie From m 11 betont, »beispielsweise für die scholasti­
schen Theologen wirtschaftliche Kriterien wie Preis- und 
Privateigentum einen Bestandteil der M oraltheologie. Zwar 
fanden die Theologen stets Formulierungen, um  ihren 
M oralkodex jeweils den neuen ökonom ischen Erfordernis­
sen anzupassen (so z. B. Thomas von Aquins Modifizierung 
des Konzeptes des »gerechten Preises«), dennoch blieb das 
ökonomische Verhalten ein Teil des allgemeinen m ensch­
lichen Verhaltens und war den W ertvorstellungen der 
hum anistischen Ethik unterworfen.« Ethische Leitsätze für 
wirtschaftliches Handeln haben somit eine lange, wenn auch 
in  dieser Generalität auf die vorindustrielle Phase bezogene 
Tradition.
Diese Bedeutung allgemein ethischer Grundsätze für wirt­
schaftliches Handeln ging jedoch m it dem Beginn des Indu­
striezeitalters und  der Phase des ökonom ischen W achstums 
stark zurück. Die W irtschaft m acht in dieser Zeit durchgrei­
fende Veränderungen durch: »Das wirtschaftliche Verhalten 
wurde aus der E thik und dem allgemeinen Wertsystem aus­
geklammert. Der W irtschaftsmechanismus wurde als au to­
nom es Ganzes angesehen ,. . .  -  ein System, das sich aus ei­
gener Kraft und aus eigenen Gesetzen in Gang hält.«21 »Fra­
gen nach der Verfassung der Wirtschaftsgesellschaft wer­
den«, wie C. W atrin in seinem Kom m entar zu J. Rawls Buch 
»Eine Theorie der Gerechtigkeit« hervorhebt, »nicht m ehr in 
erster Linie unter dem Blickwinkel gesehen, welche G rund­
sätze und Regeln das menschliche Zusam m enleben bestim ­
m en sollen, statt dessen wendet m an sich der Frage zu, wie 
vom Standpunkt des utilitaristischen Gebotes, daß der soziale

1 )

2)
Ebd., S. 16. 
Ebd., S. 17



110

N utzen zu maximieren sei«1 \ die Kräfte der Wirtschaft auf 
dieses Ziel ausgerichtet werden müssen. Von hier aus gese­
hen treten dann Fragen der W irtschaftsethik zunehm end »in 
den Hintergrund, ja  sie lassen sich um  utilitaristischen Kontext 
nicht einmal m ehr adäquat formulieren«21.
Typisch für diese Periode war dann auch dervon dem ehema­
ligen amerikanischen W irtschaftsminister Luther Hodges in 
seinem  Buch »Geschäft und  Moral« zitierte Ausspruch von 
William H. Vanderbilt »Zur Hölle m it dem öffentlichen 
W ohl -  ich arbeite für das Wohl m einer Aktionäre!«* 31. Die 
Unternehm ensleistung war damit eindeutig definiert; alle 
anderen Aspekte traten hinter dieses Ziel zurück. Der Erfolg 
einer solchen einseitig au f ökonomische Ziele ausgerichte­
ten klassischen Ideologie, die das W irtschaftsverhalten für 
m ehr als hundert Jahre dom inierte41 ist für jeden heute 
offenkundig: ein hoher Wohlstand in allen Ländern bei star­
kem Rückgang der Arbeitszeit. Die Nebenwirkungen des 
Erfolgs und  seine Kosten sind jedoch ebenso deutlich: Das 
starke ökonom ische W achstum, besonders der letzten bei­
den Jahrzehnte, führte, wenn m an die Zerstörung der physi­
schen Umwelt, die zunehm ende Entfremdung des arbeiten­
den M enschen und  ähnliche gesellschaftliche Kosten des 
W achstumsprozesses betrachtet, in Teilbereichen wenig­
stens zu einer Reduzierung statt zu einer Erhöhung der Qua­
lität des Lebens. Diese Kosten einer einseitig auf ökonom i­
schen Fortschritt ausgerichteten gesellschaftlichen Zielvor­
stellung und  ihrer erfolgreichen Um setzung in den Wirt­
schaftsbetrieben gingen j edoch erst in der letzten Zeit auch in 
das Bewußtsein einer breiten Öffentlichkeit ein.

11 C. Watrin, Eine liberale Interpretation der Idee der sozialen Gerechtig­
keit -  Bemerkungen zum Buch von John Rawls »Eine Theorie der 
Gerechtigkeit«, in: Hamburger Jahrbuch für Wirtschafts- und Gesell­
schaftspolitik 1976, S. 45.

21 Ebd., S. 46
31 L.H. Hodges, Geschäft und Moral, Wiesbaden 1966, S. 16.
41 G.A. Steiner, a. a. O., S. 119.
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Soweit Ethik in dieser Periode der Konzentration au f ökono­
m ische Erfolge überhaupt eine wirtschaftspolitisch bedeut­
same Frage war, beschränkten sich die jeweiligen Ansätze im 
wesentlichen auf Appelle an U nternehm er wie auch an den 
M itarbeiter im  U nternehm en als Individuum  und gingen 
m eist über das, was m an heute als Probleme der W irtschafts­
kriminalität oder Fragen der A usnutzung von M arktmacht 
ansieht, nicht hinaus. Ethische Aspekte des W irtschaftshan­
delns wurden damit im  wesentlichen dem Straf- und  H an­
delsrecht überlassen; staatliche Bürokratien und Kontrolle 
ersetzten in vielen Bereichen die einstmals akzeptierten 
allgemeinen Standards. Das grundlegende Konzept der 
Unternehm enspolitik dieser Zeit ist am deutlichsten durch 
die folgende Aussage seines bekannten Vertreters M ilton 
Friedm an umschrieben: »There is one and only one social re­
sponsibility of business -  to  use its resources and engage in 
activities designed to increase its profit so long as it stays within 
the rules of the game, which is to say, engages in open and 
free competition, without deception or fraud«11.
Die Auswirkungen einer solchen Unternehm enspolitik sind 
dann auch in einer Fülle von Fallstudien festgehalten wor­
den, die immer wieder von Kritikern der marktwirtschaftli­
chen Ordnung, aber auch solchen, die aktiv versuchen, eine 
Verbesserung dieses Systems im  Hinblick au f eine Verringe­
rung gesellschaftlicher Kosten zu erreichen, angeführt wer­
den: So berichtet beispielsweise Robert Heilbronner in sei­
ner aufrüttelnden Fallsammlung »Im Nam en des Profits 
oder Fahrlässigkeit als Unternehm ensprinzip« über das Ver­
halten des führenden US-Nahrungsmittelherstellers McNeill 
& Libby, der sich 1969 »in seiner Entwicklung durch das 
von der Lebensmittel- und Arzneimittelverwaltung ausge­
sprochene Verbot von Zyklamaten beeinträchtigt (fühlte). 
Daraufhin verkaufte Libby in den nächsten 16 Monaten etwa

1 ) M. Friedman, Capitalism and Freedom, Chicago 1972, S. 133.
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300 Kisten mit Zyklamat gesüßten Fruchtkonserven an Ver­
braucher in Westdeutschland, Spanien und anderswo.
> Glücklicherweise sind die älteren Zivilisationen vorsichti­
gerin  ihrem  Urteil über bestim m te gerade gängige Schrullen, 
die von Zeit zu Zeit in M ode kom men <, zitierte das Wall­
street-Journal vom  11. Februar 1971 James Nadler, den Vize­
präsidenten für die internationalen Geschäftsbeziehungen 
von Libby. Die M arotte der Amerikaner, auf die er sich bezog, 
war das Ergebnis neunzehnjähriger, imm er besorgniserre­
genderer Laborentdeckungen, die sich au f die Wirkungen 
von Zyklamen auf Kükenembryos bezogen11.« In gleichem 
Zusam m enhang zitiert Heilbronner einen Artikel im  Wall­
street-Journal, der berichtet, »daß Park, Davies & Co. ihr 
Chloromyzetin ins Ausland verkaufen, ohne warnend auf ge­
fährliche Nebenwirkungen aufmerksam zu machen, die in 
den USA aufgeführt werden m üssen und ohne die engen 
Indikationen, un ter denen es allein in den USA verwandt 
werden darf«* 2*. In  ähnlicherW eise hat Senator Philip A  Hart 
von M ichigan die Nahrungsm ittelindustrie angeklagt, irre­
führende Verpackungen bei einer großen Zahl ihrer Produk­
te anzuwenden. Ebenso argum entierte Ralph Nader in sei­
nem  Buch »Unsave at any speed«, daß Autom obilindustrien 
jahrelang die Sicherheitsaspekte negiert hätten3*. W ährend 
diese Kritiker des Unternehm enssektors ein derartiges Ver­
fahren als unethisch anprangern, wird es jedoch von einer 
Fülle von Beobachtern der Entwicklung dieser Jahre als nor­
maler Bestandteil des Geschäftslebens und  des Verhaltens 
der Geschäftswelt angesehen. So versucht Albert Carr in sei­
nem  Artikel »Is business bluffing ethical?« im Harvard Busi-

11 R. L. Heilbronner, Im Namen des Profits oder Fahrlässigkeit als Unter­
nehmensprinzip, Reinbek bei Hamburg 1973, S. 157.

2) Ebd., S. 158.
3) A. Z. Carr, Is business bluffing ethical?, in: Guides to Corporate 

Responsibility Series, Reprints from Harvard Business Review No. 21220 
(o. J.), S. 140.
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ness Review 1968 nachzuweisen, daß sowohl die notwendige 
Orientierung auf rein ökonomische Ziele als auch der hohe 
Grad an Wettbewerb, wie er in der Geschäftswelt herrscht, 
andere ethische Standards verlange als andere Lebensberei­
che. Provozierend nennt er den Untertitel seines Artikels 
»The ethics of business are not those of society, bu t rather 
those of the pokergame«1
Die Konsequenzen dieser Politik, derzufolge weithin geteilte 
ethische Grundstandards und  -werte für die W irtschaftsun­
ternehm en kaum Bedeutung haben, schlägt sich daher zu­
nehm end in einem weiten M ißtrauen der allgemeinen 
Öffentlichkeit den U nternehm en gegenüber nieder: Wie die 
letzten Ergebnisse des Umfrageinstituts GALLUP, die im 
vergangenen März auf einer Konferenz für W irtschaftsethik 
vorgetragen wurden, zeigten, ist wenigstens in den Vereinig­
ten Staaten das Vertrauen der Öffentlichkeit in den U nter­
nehm enssektor weiter gesunken. Die Bevölkerung war in 
dieser Umfrage insbesondere besorgt über seine irreführen­
de W erbung und andere Geschäftspraktiken, die sie als zu­
nehm enden Betrug an dem Verbraucher empfindet. E n t­
sprechend hat in dieser schon seit 1959 durchgeführten 
Umfrage dann auch die Forderung nach stärkerer Regie­
rungskontrolle zugenom m en21

1)

2 )
Ebd., S. 137
O. V., US polls find public wary of big business, in: International 
Herald Tribune, March 14,1977, S. 4.



G ewinn überinterpretiert: 
Vom Erfolgsindikator zum Ziel

3 .

Für das traditionelle Konzept der einseitigen und  fast aus­
schließlichen Orientierung auf ökonomische Erfolge lag es 
nahe, das gesamte System des M anagements hierauf zu 
orientieren. Ökonomische Erfolgsindikatoren wie Gewinn, 
Umsatz, M arktanteil standen so sehr im  M ittelpunkt des 
Informations- und  Entscheidungsprozesses, daß nicht nur 
die Unternehm enspraxis, sondern auch zunehm end die sie 
begleitende wirtschaftswissenschaftliche Theorie davon 
ausging, daß es sich hier um  primäre Unternehm ensziele 
handelt: Aus den Indikatoren eines ökonomischen Erfolges, 
die den Gesamterfolg der sozialen Einheit U nternehm en in 
einem, wenn auch dem wichtigsten Teilbereich messen sol­
len, entwickelten sich im m er m ehr unabhängige Zielgrößen, 
die andere Ziele der W irtschaftstätigkeit zunehm end in zu 
vernachlässigende Positionen drängten. Schon ein Blick in 
das Gesamtsystem der Organisation, der Inform ation und 
der Kontrolle im U nternehm en läßt dies deutlich werden: 
Das gesamte Informationssystem sammelt und  verarbeitet 
im  wesentlichen Daten, die der Erm ittlung der ökonom i­
schen Leistungsfähigkeit, gemessen an Zielen wie Gewinn, 
Umsatz, M arktanteil u. ä. dienen. Die U nternehm enspla­
nung konzentriert sich auf ökonomische Leitgrößen. Eben­
so orientiert sich die Belohnung von M itarbeitern im  wesent­
lichen an ihrem  Beitrag zu diesem eng definierten U nterneh­
menserfolg -  eine einseitige Ausrichtung, die insbesondere 
bei der Analyse von Zielvorgaben für einzelne Profit Centers 
deutlich wird. Auch die akademische Betriebswirtschaftsleh­
re hat sich ganz auf diese Orientierung eingestellt; Impulse
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im Hinblick auf andere Ziele der W irtschaftseinheiten wur­
den in der theoretischen Entwicklung der 50er und  60er Jah­
re gar nicht oder nu r sehr selten gegeben; falls sie diskutiert 
wurden, dann überwiegend auf dem abstrakten Niveau einer 
allgemein und  diffus bleibenden m ultidim ensionalen Ziel­
funktion des U nternehm ens1 Diese wenigen Ansätze waren 
daher in keiner Weise geeignet, hier ein Um denken oder 
Rückbesinnen der U nternehm en auf die ihnen gesetzten 
breiteren gesamtgesellschaftlichen Ziele zu bewirken. Dabei 
wurde schon recht früh erkannt, daß Gewinn allein, wie 
George Cabot Lodge hervorhebt, ein unzureichender Maßstab 
für die Gesamtleistungen positiver wie negativer Art des 
Unternehmens ist. Damit besteht aber die Gefahr, daß der 
Gewinn, wenn er als das einzige oder ein wesentliches Ziel 
des Unternehmens angesehen wird, die anderen sozialen und 
politischen B eziehungen des Unternehmens zu seiner Umwelt 
auf eine Stufe niedriger Priorität verweist, eine Entwicklung, 
die dann letztlich dazu führen kann, daß das Unternehmen 
als soziale Institution zunehmend in Frage gestellt wird2). 
Hinweise darauf, daß derartige Befürchtungen nicht un­
realistisch sind, lassen sich den bereits erwähnten Umfrage­
daten entnehmen, die wenigstens für die Vereinigten Staaten 
ein starkes Absinken des Vertrauens der Bevölkerung in die 
Wirtschaftsuntemehmen anzeigen.

" Vgl. z. B. J. Bidlingmaier, Untemehmensziele und Unternehmens- 
Strategien, Wiesbaden 1964, S. 28 f.
Cabot Lodge, a. a. O., S. 21.2)



Ethik in der Wirtschaft:
Kann der einzelne noch etwas erreichen?

4 .

N un m uß jedoch hervorgehoben werden, daß auch in dieser 
Periode der einseitigen ökonomischen Orientierung der 
U nternehm en ethische Gesichtspunkte nicht gänzlich 
unbeachtet blieben. U nternehm en stellen letztlich als sozia­
le Gebilde die Gemeinschaft einer Vielzahl von M enschen 
dar, deren persönliche oder gruppenspezifische Ziele die Ge­
samtzielsetzung der Organisation mitbeeinflussen. Dies 
wird schon dadurch deutlich, daß organisationssoziologi­
sche und  -psychologische Untersuchungen imm er wieder 
die Existenz von Subzielen einzelner Einheiten hervorhe­
ben, die oft nur in loserem Zusam m enhang zu den Gesamt­
zielen der Organisation stehen. Ethische Aspekte des U nter­
nehm enshandelns konnten und wurden daher auch in dieser 
Periode der sehr einseitigen Orientierung au f oft recht kurz­
fristig formulierte ökonom ische Ziele au f derartigen »infor­
mellen« Wegen, d. h. durch Abweichung der einzelnen Ein­
heiten von den Gesamtzielen des U nternehm ens, in E nt­
scheidungen eingebracht. Allein die Streckung des Zeithori­
zontes der Gewinnerwartungen erlaubte hier die Rechtferti­
gung von M aßnahm en oder Teilmaßnahmen, die im  größe­
ren Umfang andere gesellschaftliche Ziele und damit letzt­
lich bestim m te ethische Aspekte berücksichtigen. Welchen 
Einfluß diese M öglichkeiten der Abweichung von oft kurzfri­
stig formulierten ökonom ischen Zielen auf das Gesamtver­
halten von Unternehm en hatte, bleibt zu prüfen.
Gleichzeitig waren aber auch in dieser Zeit Bem ühungen zu 
finden, die, im wesentlichen aus der Wirtschaftspraxis he­
raus, versuchten, ethische Aspekte in die Entscheidungspro-
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zesse und  Verhaltensweisen von U nternehm en einzubrin­
gen. Bekanntes Beispiel ist der Aufruf des wirtschaftsethi­
schen Beirates, der von Luther Hodges, dem Handesmini- 
ster der Vereinigten Staaten in der Regierung Kennedy, im 
Jahre 1962 eingesetzt w urde1’. Hier wurden Appelle an die 
U nternehm er formuliert, in ihren Einzelentscheidüngen 
ethische Grundsätze zu berücksichtigen, ethische G rundsät­
ze jedoch, die sich im  wesentlichen auf die Einhaltung von 
Gesetzen, auf den Beziehungsbereich: Kunden und Liefe­
ranten, Probleme der W irtschaftskriminalität, die versteckt 
unter dem Stichwort »Einladungen, Geschenke, Spesen« 
abgehandelt werden, sowie eine sehr vage und wenig ope­
rational definierte Vorstellung von der sozialen Verantwortung 
bezogen. Insgesamt gehen diese ebenso wie ähnliche Vor­
schläge jedoch über einfache Fragen eines fairen Geschäfts­
verhaltens, wie es zu regulieren letztlich auch das Bemühen 
von Kartell- und Antitrust-Behörden ist, sowie über G rund­
fragen der Vermeidung eines Verhaltens, das von der Mehrzahl 
der Bürger, aber auch von der Gesetzgebung als wirtschafts­
kriminelle Handlungen angesehen wird, nicht hinaus.

1) L. H. Hodges, a. O., S. 193 ff.



Ein neues Konzept der Wirtschaftsethik: 
das Unternehm en als Adressat

5 .

Die M öglichkeiten, ethische Aspekte in Untem ehm enshan- 
deln durch den Appell an das Gewissen des einzelnen einzu­
bringen, können jedoch letztlich in einem System, in dem 
Indikatoren eines Zielbereiches selbst zu Zielen wurden und 
das gesamte Führungs-, Informations- und  Kontrollsystem 
sich an diesen Zielen orientiert, nicht m ehr als höchstens 
marginale Einflüsse auf die U nternehm ensentscheidungen 
haben. Die Fülle von Beispielen, die Hodges in seinem Buch 
»Geschäft und Moral« vorbringt, machen dies ebenso ein­
drucksvoll deutlich wie die bereits erwähnte umfassende 
U ntersuchung von Robert Heilbronner, »Im Nam en des 
Profits oder Fahrlässigkeit als Untemehmensprinzip«1 *. 
Sämtliche von ihm  untersuchten Fälle zeigen, daß der einzel­
ne, wenn er versucht, im  Rahmen einer Großorganisation 
dort einzugreifen, wo er an Handlungen teilnim mt, die sei­
nen ethischen Grundsätzen nicht entsprechen oder die sogar 
weit über die Grenze des legal Erlaubten hinausgehen, sehr 
schnell scheitern muß. Der einzelne ist einfach überfordert, 
wenn der zentrale Eingriffspunkt -  wie es Clarance Randall 
noch 1967 forderte -  die persönliche Sensibilisierung des 
Individuum s im  Hinblick auf ethische Forderungen ist:Der 
Druck, der von den oft sehr kurzfristig definierten Zielen des 
Unternehm ens ausgeht, m acht es vor allem M itarbeitern auf 
den unteren Stufen der Unternehm enshierarchie fast 
unmöglich, ethische Standards in ihre Entscheidungen mit- 
einzubeziehen, da ein derartiges Verhalten nicht bewußt

1) R. L. Heilbronner, a. a. O.
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von der U nternehm ensleitung als Element der U nterneh­
menspolitik gefordert und honoriert wird. Aber selbst dann 
kann der einzelne in den G roßunternehm en der Wirtschaft 
m eist nur einen so kleinen Teil eines Entscheidungsprozes­
ses beeinflussen, daß nach vielen vergeblichen Ansätzen 
sehr schnell die von Heilbronner dargestellte Einstellung 
eingenom men wird: »Letztlich zeichnen wir ja  nur einige 
Kurven. Für alles Weitere, was danach passiert, sind wir nicht 
verantwortlich«1 K Hier werden ganz deutlich die Grenzen 
der Wirksamkeit von Appellen an Individuen deutlich: Der 
einzelne kann in den für die heutige Zeit typischen G roßun­
ternehm en nur dann nach diesen Anforderungen handeln, 
wenn Verhaltsregeln existieren, die sowohl als M aßstab für 
die U nternehm ensleitung gelten als auch auf jeder unteren 
Ebene angewandt werden. Gleichzeitig ist es erforderlich, 
daß die Unternehm ensleitung auch entsprechende Anreize 
setzt, ethisches Verhalten zu berücksichtigen. In gleicher 
Weise erweist es sich als erforderlich, da eine allgemeine 
Ethik für wirtschaftliche Entscheidungen, wie Hodges in sei­
ner Fallsammlung zeigt, nur sehr schwer definiert werden 
kann, vielmehr bei der Diffüsität der Entscheidungen in 
Unternehm en, die oft starke Grenzbereiche betreffen, ver­
schiedenste W erthaltungen betroffen sind, Hilfen bei der 
Interpretation ethischer Grundsätze und Standards zu ge­
ben. Und nur so wird erreicht, daß der einzelne die von außen 
an ihn imm er wieder herangetragenen Forderungen an ein 
ethisches Verhalten innerhalb der Wirtschaftsuntemehmen 
befolgen kann. Und nur so kann letztlich auch sichergestellt 
werden, daß ethische Standards bei U nternehm ensentschei­
dungen eingehalten werden, selbst wenn der einzelne nicht 
bereit oder in der Lage sein sollte, aus eigenem Antrieb derar­
tigen Vorschlägen zu folgen.
Ethik ist damit in den heutigen G roßunternehm en -  wollen

1) Ebd., S. 18.
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sie die gesellschaftliche Herausforderung annehm en -  
im m er weniger eine Frage des Appelles an den einzelnen als 
ein Problem des Ausrichtens der Gesamtorganisation, ihrer 
Ziele, ihres Informations- und  Führungsinstrum entarium s 
auf diese Aspekte hin. Der Adressat ethischer Forderungen 
an die W irtschaft ist daher zunehm end nicht m ehr der einzel­
ne, sondern das Unternehm en. Ethik wird so zu einem orga­
nisatorischen Problem.
Die Frage bleibt jedoch: Warum sollten sich die Unterneh­
m en dieser Entwicklung gegenüber aufgeschlossen zeigen 
ufid auf der Basis der sich herausbildenden neuen Wirt­
schaftsethik Ziele und  Aufgaben annehm en, die weit über 
ihre bisherige Rolle als ökonomischer Institution, im we­
sentlichen m it der Erstellung von G ütern und  Dienstleistun­
gen sowie der Schaffung von Einkommen befaßt, hinausge­
hen? Übernehm en U nternehm en hier nicht vielleicht Aufga­
ben, denen sie nicht gewachsen sind? Führt nicht ein zu weit 
gehendes Bem ühen der U nternehm en, sich im Sinne der 
neuen Forderungen als guter »corporate Citizen« zu zeigen1 >, 
zu einer Erosion der ökonom ischen Basis und Stärke? Be­
steht nicht die Gefahr, daß der Wirtschaftssektor, vor allem 
die Groß- und  Größtunternehm en, im  Zuge der Übernahme 
dieser Forderungen nach neuen und weiteren Entschei­
dungskriterien letztlich noch zusätzliche M acht erwirbt, die 
noch weniger kontrollierbar als ökonomische M acht und da­
m it gesellschaftlich unerw ünscht ist?
O hne auf die Gesamtheit der Argumente einzugehen, die 
für oder gegen eine Übernahme solcher zusätzlicher gesell­
schaftlicher Aufgaben durch die Unternehmen sprechen -  wie 
sie an anderer Stelle bereits ausführlich diskutiert wurden* 21 -  
läßt sich doch zusammenfassend folgendes anführen:

"  The Conference Board, Business Leadership in Social Change, 
New York 1971, S. 5.

21 M. Dierkes, Die Sozialbilanz -  Ein gesellschaftsbezogenes Informa- 
tions- und Rechnungssystem, Frankfurt/New York 1974, S. 27 ff.
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-  Die anstehenden Aufgaben im  Hinblick auf die Reduzie­
rung der »W achstumskosten« der industriellen Gesell­
schaft, wie sie beispielsweise die Verschmutzung der 
physischen Umwelt, die physischen und psychischen 
Belastungen der Arbeitswelt oder der Übergang von 
einem  stark quantitativ orientierten zu einem  m ehr 
qualitativen W achstum darstellen, m üssen gelöst wer­
den. Die Erwartungen richten sich im Augenblick an die 
W irtschaftsuntem ehmen, die, bedingt durch ihre auf 
eng definierten ökonomischen Erfolg ausgerichteten 
Entscheidungen, als Hauptverursacher dieser Probleme 
angesehen werden. Diesen Erwartungen m üssen die 
U nternehm en Rechnung tragen, um  stabile und  ausge­
glichene Beziehungen zu ihrer sozio-politischen U m ­
welt zu erhalten1 K

-  Eine Übernahm e der gesellschaftlichen Aufgaben durch 
die U nternehm en würde bedeuten, daß dezentrale Ent­
scheidungsstrukturen m it ihren Vorteilen, vor allem der 
Betroffenen- und Problemnähe, weiterhin erhalten blei­
ben. Die Alternative wäre eine weitgehend zentrale Len­
kung des Wirtschaftssystems, die angesichts der Kom­
plexität der Probleme, der zunehm enden »Entfrem­
dung« zentralisierter Entscheidungsgremien von den 
Betroffenen sowie den zu erwartenden Zeitverzöge­
rungen in der Durchsetzung geplanter M aßnahm en 
letztlich ineffizienter sein dürfte.

Die sich langsam herausbildende neue W irtschaftsethik m it 
ihren Forderungen nach der Berücksichtigung eines breiten 
Spektrums von Zielen in den U nternehm ensentscheidun­
gen bietet daher -  wird sie weiterhin in zunehm endem  
Umfang akzeptiert und von den U nternehm en um gesetzt -  
wenigstens die Möglichkeit, die Vorteile und Schwächen ei-

1) G. A. Steiner, a. a. O., S. 4.
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nes solchen Systems in der wirtschaftlichen Realität zu te­
sten, bevor die sich ebenfalls anbietenden Optionen gewählt 
werden, die -  akzeptiert m an Problem- und  Betroffenennä- 
he, geringe zentrale Kontrolle und Systemefiizienz als sinn­
volle W erte und Entscheidungskriterien -  als weniger vor­
teilhaft angesehen werden müssen.
Die U nternehm en, die diese Veränderungen in ihrer gesell­
schaftlichen und politischen Umwelt der letzten Jahre 
erkannt haben und  in einer zunehm end größer werdenden 
Zahl bereit sind, sich auf den hierdurch gegebenen breiteren 
Ziel- und Aufgabenkatalog einzustellen, stehen daher heute 
vor zwei zentralen Fragen:
-  Welches sind die Werte, die, basierend auf einer verän­

derten Vorstellung von der Ethik des W irtschaftsprozes­
ses, einer weitergefaßten gesamtgesellschaftlichen Ziel­
setzung des U nternehm ens zugrunde gelegt werden 
sollen? Und:

-  Wie können derartige Ziele in das System einer Pla­
nung, Berichterstattung, Kontrolle und  Leistungsbewer­
tung, kurz: in das Managementsystem integriert werden, 
um  sicherzustellen, daß sie in gleicher Weise Beachtung 
erfahren wie die ökonomischen Ziele und  ebenso effi­
zient -  falls erforderlich -  auch losgelöst von der M oti­
vation des einzelnen Mitarbeiters, verfolgt werden?

Die erste Frage zielt im  wesentlichen auf die inhaltliche Di­
m ension einer neuen W irtschaftsethik ab, die zu diskutieren 
nicht Aufgabe dieses Beitrages ist. Sie m uß jedoch insoweit 
angesprochen werden, als sie Konsequenzen für die organi­
satorischen Aspekte, d. h. die Integration der von diesen 
Grundsätzen abgeleiteten Ziele in das M anagement der 
U nternehm en hat, die zu entwickeln das primäre Anliegen 
dieser A usführungen ist.
Hierbei wird davon ausgegangen, daß die sich langsam her­
ausbildenden Grundzüge einer neuen W irtschaftsethik in 
einer im  Hinblick auf Grundwerte weiterhin pluralistisch
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organisierten Gesellschaft sich nicht als ein System wohl- 
geordneter und für lange Zeiten festgeschriebener N orm en­
setzungen darstellen lassen. Diese neuen wirtschaftsethi­
schen Grundlinien dürften vielmehr in sich oft inkonsistent 
und  im Zeitablauf variabel sein. W enn dies jedoch der Fall ist, 
m uß sich eine derartige W irtschaftsethik insbesondere durch 
das ständige Bem ühen auszeichnen, zugrunde gelegte 
Annahm en aus dem breiteren gesellschaftlichen Kontext 
heraus rechtfertigen zu können und  sie da, wo ein breiteres 
Einverständnis über sie nicht m ehr hergestellt werden kann, 
zu modifizieren.
Eine solche stark pragmatistisch orientierte W irtschaftsethik 
wird jedoch nicht, wie vielleicht verm utet wird, relativistisch 
sein müssen: Viele Grundannahmen dürften sich vielmehr 
au f der Basis vernünftigen Argumentierens und in Rückbe­
ziehung auf von einem Großteil der Bevölkerung geteilter 
Werte relativ leicht und  auch dauerhaft begründen lassen1 
Die U nternehm en m üssen somit bei der konkreten U m set­
zung der neuen wirtschaftsethischen Forderungen -  akzep­
tiert man diese G rundannahm en -  davon ausgehen, daß
-  die inhaltliche Ausfüllung des sich langsam herausbil­

denden wirtschaftsethischen Konzeptes vorläufig noch 
recht vage ist,

-  sich im Zeitablauf ändert, und daher
-  zunächst nur auf einem recht hohen Abstraktionsgrad 

Aussagen erlaubt, die als konstant für verhältnismäßig 
lange Perioden angesehen werden können.

Dies bedeutet, daß die U nternehm en zunächst auf der Basis 
relativ hoher Abstraktion ihre Ziele und Aufgaben definieren 
und  gleichzeitig organisatorische Vorkehrungen dafür schaf­
fen müssen, daß die abstrakt formulierten Ziele für kürzere 
Perioden spezifiziert und damit den konkreten Erfordernis­
sen angepaßt werden. 11

11 D. Braybrooke, Values and Managers -  Private Production of Public 
Goods, in: K. Baier and N. Rescher (Hrsg.), Values and the Future, 
New York 1971, S. 368 ff.



U ntem ehm ensziele und Führungs­
richtlinien -  der Versuch einer Antwort

6 .

Ein wesentlicher erster Schritt im Hinblick auf die organisa­
torische Um setzung der neuen wirtschaftsethischen Forde­
rungen ist die Auseinandersetzung des einzelnen U nterneh­
m ens und seiner wesentlichen Bezugsgruppen m it den spe­
ziellen Inhalten dieser Forderungen. Ziel dieser Auseinan­
dersetzung sollte die Standortbestim m ung des U nterneh­
m ens sein, d. h. es sollten solche Bereiche des gesamten For­
derungsspektrum s definiert werden, die für das U nterneh­
m en besonders bedeutsam  sind und  m it denen es sich auf 
längere Sicht als Zielgrößen identifizieren will.
Die Bedeutung der Definition solcher breit angelegter Ziel­
kataloge als erstem Schritt zu der von allen Seiten geforder­
ten Integration von Gewinnoptimierung und anderen gesell­
schaftlichen Zielen im  M anagementsystem ist mittlerweile 
von einer Vielzahl von U nternehm en im In- und  Ausland 
erkannt worden: In der Bundesrepublik schätzt m an die Zahl 
der G roßunternehm en, die schriftlich fixierte unterneh­
menspolitische Grundsätze und Führungsrichtlinien ent­
wickelt haben, au f über 20011 Tab. 1 gibt als Beispiel die voll­
ständige Beschreibung der Ziele der D eutschen Shell AG 
wieder.
In  Tab. 2 sind synoptisch und  schlagwortartig die untem eh- 
m enspolitischen Grundsätze einiger ausgewählter anderer 
G roßunternehm en gegenübergestellt. Vergleicht m an diese 
m it den von unterschiedlichen Institutionen in neuester Zeit

l) Manager Magazin: Enquete über das soziale Engagement der deutschen 
Industrie (Sonderdruck), Hamburg 1976.
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aufgestellten Verhaltenskodizes für Unternehm en1’, den 
Forderungen verschiedenster gesellschaftlicher Gruppen 
nach einer Um orientierung der Ziele der U nternehm enspo­
litik* 2’ sowie den in jüngster Zeit von den deutschen Gewerk­
schaften vorgeschlagenen Aufgabenfeldem für eine gesell­
schaftsbezogene Untemehmensberichterstattung3’, so ist 
zunächst die große inhaltliche Übereinstim m ung überra­
schend. Die U nternehm en, die bereits derartige Zielkataloge 
erstellt haben, haben somit die wesentlichen Aspekte der an 
sie gerichteten Forderungen erkannt und weitgehend in die 
Form ulierung einer erweiterten Unternehm enszielsetzung 
aufgenommen. A uf der anderen Seite fällt jedoch der 
Abstraktionsgrad und  oft sogar »Leerformek-Charakter der 
hier gewählten Form ulierungen auf. Unternehm enszielka­
taloge und Führungsrichtlinien -  so wie sie bislang erstellt 
wurden -  sind daher noch keineswegs als operationale, d. h. 
in die Praxis umsetzbare Präzisierung der neuen wirtschafts­
ethischen Forderungen anzusehen. Sie stellen vielmehr zu­
nächst einmal nichts anderes als die Absichtserklärung des 
U nternehm ens seinen verschiedenen Bezugsgruppen und  
seiner allgemeinen Umwelt gegenüber dar, Belange der M it­
arbeiter, des Umwelt- und  Verbraucherschutzes wie auch 
die Interessen der sozialen und kulturellen Umwelt in seinen 
Entscheidungen und  Handlungen zu berücksichtigen. Über

11 M. Dierkes, Gewinnoptimierung und gesellschaftliche Verantwortung -  
Zur Rolle des Unternehmens in der entwickelten Marktwirtschaft, in: 
Kirche/Wirtschaft, hrsg. vom gleichnamigen Studienkreis, Gelsen­
kirchen 1975, S. 68 ff.

21 M. Dierkes, et al., Social Pressure and Business Action, in: Dierkes 
and R. A. Bauer, Corporate Social Accouting, New York 1973, S. 61 ff.

3) WSl-Mitteilungen, Mitteilungen des wirtschafts- und sozialwissen­
schaftlichen Instituts des Deutschen Gewerkschaftsbundes, Heft 1,1977:
-  M. Kittner /  K. Mehrens, Gesellschaftsbezogene Rechnungslegung, 
S. 20-33,
-  H.-D. Küller, Sozialbilanzen -  neues Instrument unternehmerischer 
Abwehrstrategien, S. 33-40,
-  o. V., DGB-Bundesvorstand zu Sozialbilanzen, S. 55/56.
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Tabelle 1 :
U ntem ehm enspolitische Ziele -  
das Beispiel Deutsche Shell AG

Die Ziele der Shell-Unternehmenspolitik

Jedes W irtschaftsuntem ehm en in der Marktwirtschaft 
m uß für das eingesetzte Kapital, das weitgehend risiko­
reich angelegt ist, eine angemessene Rendite erzie­
len.
Andererseits sind wir uns unserer Verantwortung in ei­
ner sozialen Marktwirtschaft bewußt und sehen neben 
der rein wirtschaftlichen Betätigung das U nternehm en 
auch als Teil der Gesellschaft, als Arbeitgeber für un ­
sere Mitarbeiter, als Teil des Gesamten. Schon 1974 
hatten  wir in unseren Führungsgrundsätzen folgende 
fünf gleichwertige, wenn auch nicht imm er gleich­
gerichtete Ziele des Unternehm ens festgelegt:
-  Marktgerechte Versorgung der Verbraucher
-  Entwicklung neuer Anwendungsverfahren und 

Produkte
-  Erwirtschaftung einer angemessenen Rendite
-  Berücksichtigung der Interessen unserer M it­

arbeiter
-  Beachtung der Belange des Gemeinwohls

Diese Zielsetzung hat uns veranlaßt, den Geschäftsbe­
richt, der im wesentlichen ein Bericht für Aktionäre 
war, so zu erweitern, daß er vollständige Rechenschaft 
über die Erreichung aller fünf genannten U nterneh­
mensziele bietet.
Vier der fünf Ziele haben eine m ehr oder weniger starke 
soziale Note. Sie befassen sich in weiten Abschnitten
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m it dem, was andere U nternehm en als »Sozialbilanz« 
veröffentlichen. Auch wir hatten im Vorjahr bereits 
unseren Sozialbericht wesentlich erweitert und  über 
unsere Beziehungen zu den M itarbeitern und  der 
Umwelt ausführlich berichtet und  teilweise m it Zah­
lenmaterial belegt.
In  diesem Jahr haben wir nun  auf einen eigenen Ab­
schnitt »Sozialbericht« verzichtet. Vielmehr werden 
wir bei den entsprechenden Abschnitten unsere Ziele 
beschreiben und  den geleisteten Aufwand soweit wie 
möglich quantifizieren. Wir sehen gegenwärtig kaum  
Möglichkeiten, den sozialen N utzen zu messen. D en­
noch wollen wir uns der Gepflogenheit anpassen und 
diese Berichterstattung im  Rahm en des Geschäftsbe­
richtes als »Sozialbilanz« bezeichnen. Somit wird 
unser Sozialbericht alter Prägung* wie auch die Be­
richterstattung über zentrale gesellschaftliche Auswir­
kungen unserer Geschäftstätigkeit zum  integrierten 
Teil des Geschäftsberichtes, so wie unsere soziale Ver­
pflichtung Teil unseres unternehm erischen Auftrages 
ist.

Aus: Deutsche Shell AG, Geschäftsbericht/Sozialbi­
lanz 1975, S. 10.

das, was konkret getan wird, oder darüber, ob letztlich über­
haupt etwas getan wird, sagen diese Grundsätze und Richtli­
nien nichts aus. Dennoch erfüllen sie gerade in dieser Gene­
ralität und Vagheit der Aussage eine wichtige Funktion, die 
ähnlich der des Grundgesetzes im übergeordneten, gesamt­
gesellschaftlichen Bereich ist: Sie halten solche Werte, die die 
Unternehm ensentscheidungen für längere Sicht bestimm en 
sollen, fest; sie bedienen sich dabei einer Sprache, die einer
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breiten Interpretation zugänglich ist. Damit kom m en sie den 
oben erwähnten Forderungen nach Kontinuität und  Lang­
fristigkeit bei der Form ulierung wirtschaftsethischer Leitli­
nien für U nternehm en entgegen und  berücksichtigen gleich­
zeitig die Notwendigkeit, noch zu bestimm ende konkrete 
Aufgaben in einen relativ breiten Handlungsrahm en einbin­
den zu können. Insofern sind sie in der Regel auch m ehr als 
reine Public-Relations-Aussagen traditioneller Prägung, wie 
oft unterstellt wird. Sie stellen vielmehr den ersten sinnvol­
len Schritt in Richtung auf die konkrete Um setzung gesell­
schaftsethischer Forderungen in die Unternehm enspolitik 
und  -praxis dar.
Diese Bedeutung, die den Unternehmenszielkatalogen und  - 
führungsrichtlinien auch heute schon beigemessen werden 
m uß, wird auch noch dadurch unterstrichen, daß sie in fast 
allen U nternehm en auf der Basis einer oft mehrjährigen, 
intensiven Diskussion erstellt worden sind. Sie haben damit 
zum indest im Hinblick au f die Bezugsgruppe »Mitarbeiter« 
Erwartungen geweckt, die in der Zukunft nicht durch verbale 
Deklarationen ohne Handlungskonsequenzen befriedigt 
werden können und die sich auch au f andere Bezugsgruppen 
des U nternehm ens übertragen haben.
Trotz dieser Bedeutung, die den Zielkatalogen und  F üh­
rungsrichtlinien bei der Um setzung wirtschaftsethischer 
Forderungen in die Unternehm enspolitik zukomm t, weisen 
sie doch eine wesentliche Schwäche auf, die die Notwendig­
keit weitergehender Entwicklungen deutlich macht: Die in 
den Kodizes und Zielkatalogen niedergeschriebenen Aufga­
ben und  Verantwortungsbereiche einer au f ethische H and­
lungsmaximen hin orientierten Unternehm enspraxis sind 
nicht nur vage definiert; es fehlen bislang auch die entspre­
chenden Durchsetzungsmechanismen. Dies hat zur Folge, 
daß es schwierig wird, die Einhaltung der hier niedergelegten 
Ziele zu sichern und  intern oder extern zu kontrollieren. Es 
besteht die Gefahr, daß diese Ziele nicht mangels Intention
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und Bereitschaft, sondern mangels entsprechender D urch­
setzungsm echanism en zu inhaltslosen Deklarationen wer­
den, besonders dort, wo sie in konkreten Entscheidungssi­
tuationen gegen kurzfristige Gewinninteressen des U nter­
nehm ens verstoßen. So sehr sie zur M otivation von U nter­
nehm ensleitung und  M itarbeitern beitragen, so sehr ma­
chen diese Zielkataloge gleichzeitig darauf aufmerksam, daß 
weitere Elemente einer gesellschaftsbezogenen U nterneh­
menspolitik entwickelt werden müssen, um  von der Ebene 
der Bewußtseinsbildung und allgemeinen Zielbestimmung 
auf jene der rationalen Integration dieser wirtschaftsethi­
schen Forderungen in die täglichen Entscheidungsprozesse 
übertragen werden zu können. Sie erzwingen damit fast au­
tom atisch notwendige weitere Schritte: die Um setzung die­
ser Ziele und der sie tragenden wirtschaftsethischen Vorstel­
lungen in die Aufbau- und  Ablauforganisation des U nter­
nehmens.



Ethik und Organisation: 
W elches sind die Konzepte?

7 .

Eine solche Integration der in den Unternehm enszielkatalo­
gen und -führungsrichtlinien um schriebenen wirtschaftse­
thischen Forderungen in das M anagement-System des 
Unternehmens hat zum Ziel, diese noch recht vage gefaßten 
Absichtserklärungen gegenüber nicht-ökonomischen, ge­
sellschaftlichen Zielen zu  konkretisieren, ihre Erfüllung 
durch entsprechende Planungen sicherzustellen und  über 
das hier Erreichte intern und extern Rechenschaft abzule­
gen. Eine in diesem Sinne effiziente Unternehm enspraxis 
m uß gleichzeitig auch eine Integration der konkreten Aufga­
ben im  Hinblick auf die wirtschaftsethischen Dim ensionen 
der Unternehm enszielsetzung in die Leistungsbeurteilung 
einzelner Unternehm ensbereiche sowie der M itarbeiter 
anstreben.
Im  wesentlichen sind damit auch schon die Bereiche und  
Funktionen angesprochen, denen eine Schlüsselrolle bei der 
Um setzung der wirtschaftsethischen Forderungen in  U nter­
nehm ensentscheidungen und -handlungen zukomm t:
-  Planung
-  Informationswesen und  Berichterstattung
-  Leistungsbeurteilung.

Welche Änderungen oder Ergänzungen dieser Funktionen 
sind im  Hinblick auf die erweiterte Zielsetzung des U nter­
nehm ens erforderlich?
Im  Bereich der Unternehmensplanung geht es im wesentli­
chen um  die Ergänzung der bisherigen wirtschaftlichen und 
technologischen Vorausschau, um  zentrale gesellschaftliche
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Trends (Social Forecasting oder Social Intelligence) als 
Basisinformation für die Konkretisierung der gesellschafts­
bezogenen Kom ponenten in  der Zielsetzung des U nterneh­
m ens für einzelne Leistungsperioden zu identifizieren. Auf­
gabe der Social Forecasting oder Social Intelligence-Funk- 
tion  ist es zunächst, der U nternehm ensleitung Informatio­
nen über aktuelle und  wahrscheinliche gesellschaftliche 
Trends zur Verfügung zu stellen. D arüber hinaus gestattet 
sie einen Überblick über die Beziehungen des U nterneh­
mens zu seiner sozialen Umwelt, d. h. sie verdeutlicht, welche 
Aktivitäten des Unternehmens (Produktionsverfahren, 
Benutzung der Produkte, Personalpolitik, Standortwahl) in 
direkter oder indirekter Beziehung zu den einzelnen gesell­
schaftlichen Forderungen oder Problemen stehen. Diese 
Vorhersage gesamtgesellschaftlicher Trends wird in dem Aus­
maß, in dem sich aufgrund der neuen Wirtschaftsethik das 
traditionelle Verständnis des Unternehmens als rein ökono­
mischer Organisation verändert und die einzelnen Wirtschafts­
einheiten zunehmend als sozio-politische, also gesellschaft­
liche Institution angesehen werden, an Bedeutung für die 
Unternehmensleitung gewinnen.
Die Erfahrungen, die in verschiedenen U nternehm en bis­
lang gemacht wurden, zeigen, daß als Organisationsform, 
um  die Lösung der Aufgabe, begründungsfahige Trend­
aussagen zu entwickeln, institutionell abzusichem , sich 
entweder die Ausweitung der Aufgabenbereiche des bis­
herigen technisch und ökonomisch ausgerichteten Pla­
nungsstabes oder die Einrichtung eines speziellen Vor­
standsreferats m it eigenem Stab anbietet. Frühere Versuche, 
die Prognosefunktion im  Rahmen der Bereiche »Personell 
and Industrial Relations« oder »Information and Public 
Relations« einzugliedem, erwiesen sich als wenig erfolg­
reich. Dennoch sollte hervorgehoben werden, daß von 
diesen Gruppen oft die ersten Anstöße zur Analyse gesell­
schaftlicher Trends ausgegangen waren, die letztlich zu einer 
Um orientierung der Unternehm en führten.
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Aus den Ergebnissen der Analyse der gesellschaftlichen 
Umwelt werden dann im  Rahmen des Konzeptes einer ge­
sellschaftsbezogenen U nternehm enspolitik entweder von 
der U nternehm ensleitung selbst oder von einer speziellen 
Task Force die Schwerpunkte des gesellschaftsbezogenen Pro­
gramms für die nächste Leistungsperiode bestim m t. Dieses 
Programm ist sodann in Teilplänen zu präzisieren, wobei 
zwischen drei verschiedenen Arten der gesellschaftsbezoge­
nen Aktivitäten unterschieden werden muß:
1. Aufgaben, die weitgehend von der Unternehm enslei­

tung zentral wahrgenommen werden m üssen, wie z. B. 
Spenden an karitative oder politische Organisationen 
oder M ittel für Freijahre von M itarbeitern, die sich ge­
sellschaftlichen oder politischen Aufgaben widmen 
wollen.

2. Aufgaben, die in gleicher Weise für alle U nternehm ens­
bereiche gelten, aber dezentral vom  M anagem ent der 
einzelnen Bereiche durchgeführt werden. Als Beispiel 
seien hier Reduktion der Umweltbelastungen in den 
einzelnen Produktionsstätten, Programme zur Einstel­
lung von Straffälligen, Drogenopfern oder ähnliches 
genannt.

3. Aufgaben, die nur einzelne Subgruppen oder Funk­
tionsbereiche des U nternehm ens betreffen, wie z. B. 
Erhöhung der Sicherheit oder Lebensdauer von Pro­
dukten, »ressourcenbewußtes« Marketing.

Je nach Art dieser Aufgaben m üssen verschiedene Planungs­
strategien zur Verfolgung dieser gesellschaftsbezogenen Zie­
le eingeschlagen werden. Für die erstgenannten Ziele wird in 
der Regel ein einziger Plan aufgestellt, in dem die Ziele und 
M ittel angegeben sind; die Verantwortung für die D urchfüh­
rung dieses Planes liegt dann auch direkt bei der U nterneh­
mensleitung bzw. ihr zugeordneten Stäben.
Die Ziele (2) und  (3) m üssen dagegen in die Einzelpläne der
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Funktionsbereiche integriert werden, wobei entweder zu­
sätzliche Aufgaben in den jeweiligen Plan aufgenommen 
oder die ökonom isch-technischen Pläne entsprechend m o. 
difiziert werden müssen. Die Verantwortung für die D urch­
führung dieser Aufgaben liegt neben der Gesamtverantwor­
tung der U nternehm ensleitung bei den Leitern der einzelnen 
Funktionsbereiche und den ihnen unterstellten M anage­
mentgruppen.
Das zweite zentrale E lem ent der Im plementierung der in den 
allgemeinen Zielkatalogen und Führungsrichtlinien nieder­
gelegten breiten wirtschaftsethischen Vorstellungen ist die 
Integration der gesellschaftsbezogenen Unternehmensziele in 
das interne Leistungs-und Beurteilungssystem.
Die Diskussion um  die Um setzung der allgemeinen gesell­
schaftsbezogenen Zielsetzungen des U nternehm ens in die 
operative Planung m acht deutlich, daß die M ehrzahl der ge­
sellschaftsbezogenen Kom ponenten der U nternehm enspo­
litik nur zum  geringsten Teil durch die Unternehm ensspitze 
oder entsprechende Stabsfunktionen wahrgenomm en wer­
den kann; vielmehr stellen sie -  da sie Verhaltensänderun­
gen teilweise bis h in  in  kleinste Arbeitsgruppen verlangen -  
prim är eine Aufgabe des gesamten Linien-M anagements 
dar. Dies gilt vor allem für solche Programme, die z. B. Ände­
rungen im  Führungsstil und der Führungsorganisation als 
Bestandteil eines Programmes zur Hum anisierung der 
Arbeitswelt beinhalten oder auch Um orientierungen in der 
Marketing-Strategie, die im  wesentlichen nur durch Ände­
rungen in den Einstellungen und Verhaltensweisen der ent­
sprechenden M itarbeiter erzielt werden können. Das untere 
und  m ittlere Linien-M anagement wird diese neuen Aufga­
ben jedoch nu r dann übernehm en, wenn die Leistungen, die 
hier von ihm  erwartet werden, auch bei der Beurteilung am 
Ende der Periode und  bei der Personalauswahl für weitere 
Führungspositionen entsprechend berücksichtigt werden. 
Besonders deutlich wird die Notwendigkeit der Leistungs­
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beurteilung bezüglich gesellschaftlicher Ziele, wenn m an 
sich vor Augen fuhrt, daß viele dieser von der sich herausbil­
denden W irtschaftsethik abgeleiteten Ziele des U nterneh­
m ens in Konflikt m it kurzfristig-ökonomischen Indikatoren 
stehen, welche die herkömmliche Basis für die Leistungs­
beurteilung bilden. So wird beispielsweise ein Programm zur 
Integration gesellschaftlicher Randgruppen oder älterer M it­
arbeiter auf den starken W iderstand eines Betriebs-, Abtei- 
lungs- oder Gruppenleiters stoßen, dessen Leistung an der 
Produktivität bzw. Produktivitätssteigerung seiner Gruppe 
gemessen wird und  der m it größter W ahrscheinlichkeit 
annehm en m uß, daß sich durch Aufnahme dieser Personen 
die Produktivität seiner Gruppe zum indest kurzfristig ver­
ringert. Gleiches gilt auch für die höheren Stufen des M ana­
gements, wenn ein knappes Budget bei gegebenen H and­
lungsalternativen optimal eingesetzt werden m uß: Prioritä­
ten  werden solche Strategien erhalten, die es den verantwort­
lichen Managern m it höchster W ahrscheinlichkeit ermögli­
chen, diejenigen Leistungsanforderungen, die für ihre 
Erfolgsbilanz am Ende der Periode ausschlaggebend sind, 
am  besten zu erfüllen.
Die Integration dieser Ziele in die Leistungsbeurteilung der 
leitenden M itarbeiter m uß daher, soll sie die erforderliche 
Durchsetzung der gesellschaftsbezogenen U nternehm ens­
politik gewährleisten, in sehr spezifischer Form  erfolgen. 
Abgeleitet aus der operationalen Planung des U nterneh­
m ensm üssen dem einzelnen M anager exakteZiele für diege- 
sellschaftlichen Aspekte seines Handelns in der nächsten Lei­
stungsperiode vorgegeben werden. Er m uß darüber infor­
m iert werden, welchen Anteil die Erfüllung eines jeden ein­
zelnen Ziels einschließlich der ökonom ischen Vorgaben bei 
der Beurteilung seiner Gesamtleistung hat. Fehlt die Ziel­
vorgabe für den gesellschaftlichen Bereich oder sind keine 
genauen Gewichtskoeffizienten für die Leistungsbeurtei­
lung vorgegeben, so ist die Im plem entation der gesellschafts-
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bezogenen U nternehm enspolitik mit starken W iderständen 
des m ittleren und unteren M anagements verbunden. Die 
bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, daß eine derartig 
exakte Vorgabe dessen, was im  Bereich der gesellschaftsbe­
zogenen U nternehm enspolitik in der nächsten Leistungspe­
riode erreicht werden soll sowie der Bedeutung, die den ein­
zelnen Zielen besonders im  Vergleich zu den traditionellen 
ökonom ischen Zielen beigemessen wird, immer dann eine 
der zentralen Voraussetzungen für die erfolgreiche D urch­
setzung einer gesellschaftsbezogenen Unternehm enspolitik 
bildet, wenn eine M itwirkung der gesam ten M anagem ent­
struktur erforderlich ist.
Was bezüglich des m ittleren und unteren M anagements für 
die interne Leistungsbeurteilung gilt, trifft auch für die 
Unternehm ensleitung in ähnlicher Weise zu. Auch sie wird 
nur dann bereit sein, gesellschaftliche Aspekte oft zu Lasten 
der kurzfristigen erwerbswirtschaftlichen Ziele in ihre Über­
legungen und Entscheidungen einzubeziehen, wenn dieses 
Verhalten von den zentralen Bezugsgruppen in der Gesell­
schaft auch honoriert wird. Hier schließt sich wiederum der 
Kreis: N ur wenn ein Untemehmensverhalten, das sich an 
einer neu definierten Wirtschaftsethik ausrichtet, auch letztlich 
Anerkennung bei den diese Entwicklung m ittragenden Be­
zugsgruppen findet, wird die Implementation einer solchen 
Untem ehm enspolitik langfristig durchsetzbar sein. Für das 
Gelingen dieses Experiments ist es somit erforderlich, daß 
auch die wesentlichen Bezugsgruppen des Unternehm ens 
(Arbeitnehmer, Kapitaleigner, Kreditgeber, Wirtschafts­
presse, Politiker usw.) die Leistung des Unternehm ens in 
gleicher Weise auf der Basis ökonomischer wie gesellschaft­
licher Zielsetzung beurteilen.
Interne wie externe Leistungsbeurteilung unter Einschluß 
dieser gesellschaftsbezogenen Kom ponenten der U nterneh­
menstätigkeit kann jedoch nur dann erfolgen, wenn entspre­
chende Daten erhoben, berichtet und  im  Interesse der
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Glaubwürdigkeit der externen Inform ation von einer unab­
hängigen Instanz geprüft und  testiert werden. Eine Auswei­
tung des Informations- und Rechnungswesens sowie die 
Einrichtung einer »Social Audit-Funktion« im Sinne einer 
Prüfung und Testierung der externen Berichterstattung für 
gesellschaftlich relevante Funktionen, wie sie im  Konzept 
der Sozialbilanzen1 * diskutiert werden, sind daher weitere 
wesentliche Elemente eines solchen M aßnahmenkataloges 
zur organisierten Durchsetzung unternehm ensethischer 
Forderungen auf der Entscheidungs- und  Handlungsebene 
des Unternehm ens.

1 ) M. Dierkes, Die Sozialbilanz a. a. O.



Sozialbilanzen -  zur Information über 
wirtschaftsethische Aspekte der 

Untem ehm enspolitik

8 .

Überblickt m an die gesamte Diskussion um  die Entwicklung 
einer neuen Ethik für die W irtschaftsunternehmen sowie um  
Konzepte ihrer D urchsetzung in der täglichen U nterneh­
menspolitik, so hat sich neben Unternehmenszielkatalogen 
und  -führungsrichtlinien in den vergangenen Jahren die So­
zialbilanz als ein weiteres zentrales Konzept erwiesen, diese 
Bem ühungen voranzutreiben; konkrete erste Schritte wur­
den hier bereits unternom m en, Sozialbilanzen sind kein 
N euland mehr. W ährend die Integration von ethischen 
Aspekten in die Unternehm ensplanung sowie die Leistungs­
beurteilung von U nternehm ensbereichen und  M itarbeitern 
sich noch stärker in der Diskussions- und  Entwicklungspha­
se befinden, liegt hier schon eine Fülle von Erfahrungen zu 
Inhalt, Aufbau und  organisatorischer Um setzung vor. Es ist 
sogar festzustellen, daß nu r wenige Ansätze in der grundle­
genden Diskussion über die neuen gesellschaftlichen Aufga­
benbereiche der U nternehm en in den vergangenen Jahren 
eine so weitreichende Beachtung und so rapide Entwicklung 
erfahren haben wie die Konzepte eines gesellschaftsbezoge­
nen Planungs-, Informations- und Rechnungslegungssy­
stem s für Unternehm en. In der Einschätzung der Bedeutung 
dieser neuartigen Instrum ente zur D urchsetzung wertorien­
tierter Handlungsstrategien innerhalb der U nternehm en 
sind sich alle für diesen Prozeß wesentlichen Gruppen ei­
nig:
-  Einzeluntem ehm en und Unternehm ensverbände1 ’, 11

11 Vgl. u. a. Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, 
Arbeitsberichte des Ausschusses furSoziale Betriebsgestaltung, Gesell­
schaftsbezogene Untemehmensberichterstattung (»Sozialbilanz«), 
Köln 1975.
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-  • Gewerkschaften1 *,
-  Staatlich eingesetzte Kommissionen zur Reform des 

U nternehm ens21,
-  Die beteiligte Wissenschaft* 2 3*.

Diese Bedeutung, die einem solchen noch in der Experim en­
tierphase befindlichen Konzept beigemessen wird, dürfte im 
wesentlichen darauf Zurückzufuhren sein, daß die Notwen­
digkeit der Entwicklung einer neuen W irtschaftsethik4’ zur 
Anpassung der marktwirtschaftlichen Ordnung an die verän­
derten gesellschaftlichen Anforderungen im m er deutlicher 
sichtbar wird.
Ausgangspunkt der unter dem Schlagwort Sozialbilanz dis­
kutierten gesellschaftsbezogenen Berichterstattung von 
U nternehm en ist die Erkenntnis, daß die klassische Rech­
nungslegung keine Auskunft darüber gibt und geben kann, 
was die U nternehm en an Leistungen -  N utzen wie Schäden
-  über die traditionellen ökonomischen Leistungen hinaus 
erbringen. Ziel ist es daher, in Ergänzung zu den klassischen, 
ökonomisch orientierten Berichtswegen möglichst um fas­
send über das Netz der Verpflichtungen des U nternehm ens 
im  Hinblick auf seine physische und soziale Umwelt Bericht 
zu erstatten und insbesondere deutlich zu machen, in wel­
chem Umfang das U nternehm en jenseits der Erfüllung öko­
nom ischer Aufgaben m it dazu beigetragen hat, gesellschaft­
liche Ziele zu erreichen; darüber hinaus sollen auch j ene Auf­
gabenbereiche beschrieben werden, die weiterhin der Lö­
sung harren. Sozialbilanzen dienen daher im  wesentlichen 
der internen Steuerung und externen Kom m unikation des 
U nternehm ens bei solchen Aufgaben, die sich im  Hinblick 
au f eine sich allmählich konstituierende W irtschaftsethik

’ ’ Vgl. die einzelnen Beiträge in WSI-Mitteilungen 1/1977.
2) Vgl. u. a. P. Sudreau, La reforme de l’entreprise, Paris 1976.
31 R. A. Bauer and D. Fenn: The Corporate Social Audit, New York 1972.
4) E. Fromm, a. a. O., S. 18.
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stellen -  wie die in Tab. 3 wiedergegebenen Erläuterungen .zur 
Sozialbilanz der STEA G fürdas Geschäftsjahr 1971/72 deut­
lich machen. Sozialbilanzen sollen es gleichzeitig ermögli­
chen, daß die Diskussion um  Prioritäten bei der Formulie­
rung einer gesellschaftsbezogenen Unternehm enspolitik 
m it einem möglichst breiten Kreis von Kom m unikations­
partnern sowohl aus den traditionellen (Aktionäre, M itar­
beiter, Lieferanten, Abnehmer) als auch den sich neu heraus­
bildenden Bezugsgruppen des Unternehm ens (z. B. Konsu­
m enten, Umweltschutzgruppierungen, allgemeine kritische 
Öffentlichkeit) geführt werden kann. Ebenso dienen sie zur 
Berichterstattung über die m it der Erfüllung dieser Aufga­
ben verbundene Inanspruchnahme finanzieller und sonsti­
ger Ressourcen des U nternehm ens und der in diesen Berei­
chen erzielten Leistungen. Sie sind damit gleichzeitig eine 
Basis für die externe Rechenschaftslegung des U nterneh­
m ens über die Verfolgung gesellschaftlicher Ziele analog zur 
klassischen Rechnungslegung, die Rechenschaft über die 
Leistungen des U nternehm ens im Hinblick auf die traditio­
nellen ökonom ischen Ziele gibt.
Ohne in diesem Zusam m enhang auf das gesamte Spektrum 
der bisherigen Versuche, Konzepte für dieses im Hinblick auf 
die, den Anforderungen einer sich herausbildenden Wirt­
schaftsethik entsprechende, sich neu organisierende U nter­
nehmenspolitik zentrale Instrum ent zu entwickeln, einzuge- 
hen1 >, kann hier der augenblickliche Stand der Entwicklung 
wie folgt wiedergegeben werden:
Die Zeiten einer gesellschaftsbezogenen Analyse der U nter­
nehmenstätigkeit »on the back of the envelope«21 sind 
endgültig vorbei, ebenso die Zeit des einsamen Stabsmanns, 
der auf der Basis der theoretischen Diskussion kurzfristig * 2 *

11 Vgl. hierzu im einzelnen M. Dierkes, Die Sozialbilanz, a. a. O., Seite 61 ff.
2) R. A. Bauer, The State of the Art of Social Auditing, in: M. Dierkes

and R. A. Bauer, Corporate Social Accounting, New York 1973, S. 18.



147

Tabelle 3:
Sozialbilanzen und gesellschaftliche Verantwortung des 
Unternehmens -  ein Beispielfür die unternehmens­
philosophischen Grundlagen: das Grundkonzept der 
Sozialbilanz der STEAG fü r  das Geschäftsjahr 1971/72

Als Energieuntem ehm en haben wir uns zunehm end 
und vielleicht auch m ehr als U nternehm en anderer 
Branchen mit der Frage »Unternehm en und Gesell­
schaft« auseinanderzusetzen. Wir werden diesem 
Problemkreis infolgedessen in nächster Zeit zuneh­
m ende Aufmerksamkeit widmen.
Die Definition des Unternehm ens erfolgt heute nicht 
m ehr allein als Ort der Gewinnmaximierung oder der 
Erwirtschaftung einer möglichst hohen Kapitalren­
dite. Ein U nternehm en m uß sich zunehm end auch 
als sozialer Organismus verstehen.
Abs spricht davon, daß ein U nternehm en Gewinn 
erwirtschaften und in gleichem Maße Dienstleistun­
gen fiir die Gesellschaft erbringen m uß; für Merkle 
steht die Leistung des U nternehm ens für das Ganze 
im  Mittelpunkt.
Es zeigt sich ein allgemeiner Bewußtseinswandel, der 
sich allerdings im praktischen Tun des Unternehm ers 
auswirken sollte, wenn der U nternehm er derjenige 
bleiben will, »der etwas unternimm t«.
Soziale und  gesellschaftspolitische Aktivitäten gibt es 
in fast allen U nternehm en und nicht erst seit heute. Wir 
glauben jedoch, daß dem Bewußtseinswandel der Ge­
sellschaft nicht nu r das tatsächliche Verhalten, son­
dern auch die Selbstdarstellung der U nternehm en ent­
sprechen m uß und haben deshalb den Versuch einer si­
cher noch sehr unvollständigen »Sozialbilanz« unse­
res U nternehm ens gemacht.
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Ansatzpunkte und  Behandlungsmöglichkeiten für die­
se Fragen sind schwierig zu finden, da uns eine Quanti­
fizierung der Vorgänge und  Tatbestände nicht geläufig 
ist und wir als U nternehm er nun einmal Rechenhaftig- 
keit gewohnt sind.
In seiner Verantwortung der Gesellschaft gegenüber 
soll ein U nternehm en auch den Zweck erfüllen, den 
Lebensstandard und die Lebensqualität zu erhalten 
und  zu verbessern. Daß dies unter wirtschaftlichen Ge­
sichtspunkten erfolgen m uß, ist unzweifelhaft. Wir se­
hen deshalb keinen Gegensatz zwischen Kapitalbilanz 
und  Sozialbilanz, denn es wäre gerade unter den sozia­
len Gesichtspunkten unverantwortlich, so zu wirt­
schaften, daß keine Gewinne erzielt werden. Das Über­
leben eines U nternehm ens im W ettbewerb und  die Si­
cherung der Arbeitsplätze hängen völlig von einer 
angemessenen Gewinnerzielung ab. Soziale Verant­
wortung und Unternehm ensgewinn bedingen sich ge­
genseitig.
Aus: M. Dierkes, Die Sozialbilanz, 1974, S. 52.

einen Bericht zusammenstellt. Typisch für die augenblickli­
che Phase sind vielmehr Arbeiten von Teams, die verschiede­
ne Funktionsbereiche des U nternehm ens repräsentieren, 
m eist unter der Federführung des Rechnungs- und Personal­
wesens. Im  Hinblick auf die Vorgehensweise kann man in 
gleicher Weise feststellen, daß integrierte Konzepte, wie sie 
beispielsweise von C. Abt und  D. Linowes in der ersten Phase 
der vornehmlich theoretischen Diskussion vorgestellt wur­
den1,1 von der Unternehm enspraxis nicht aufgenommen

Zur Darstellung und Kritik dieser Ansätze vgl. M. Dierkes, Die Sozial­
bilanz, a. a. O., S. 101 ff.
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worden sind. Die Schwierigkeit der Datenerhebung, aber 
auch die Unmöglichkeit, in absehbarer Zeit einen allgemein 
akzeptierten gemeinsamen N enner für Indikatoren der 
Arbeitszufriedenheit oder der Verbesserung der Umwelt­
qualität u. ä. zu finden, was allein eine derartig integrierte 
Darstellung erlauben würde, haben diese Ansätze vorläufig 
einmal au f die Ebene des langfristig W ünschbaren, aber 
kurz- und mittelfristig nicht Erreichbaren gehoben. Im  
wesentlichen folgt die Unternehm enspraxis heute in ihren 
Experimenten drei verschiedenen Konzepten:
-  dem Ansatz einer erweiterten gesellschaftlichen N utzen­

rechnung,
-  der Erweiterung des Sozialberichtes vornehm lich im 

Hinblick auf eine W ertschöpfungsrechnung, sowie in 
neuester Zeit

-  der Rechenschaftslegung über genau spezifizierte U nter­
nehmensziele (goal accounting).

Zu der ersten Gruppe m üssen vor allem die für den deut­
schen Raum schon »klassischen« Sozialbilanzen der 
STEAG (s. Tab. 4) und  der Saarbergwerke AG gezählt wer­
den, die im wesentlichen versuchen, betriebliche Aufwen­
dungen bestim m ten gesellschaftlichen N utzen zuzurech­
nen. Eine erweiterte und vertiefte Version dieses Ansatzes 
haben das W eingut Pieroth in seinem Geschäftsbericht 1975 
und  die BASF in ihrer Veröffentlichung »M enschen -  Arbeit
-  Geschäft '75 -  Sozialbilanz« vorgestellt. Auch hier konnten 
jedoch die schon bei der STEAG deutlich gewordenen 
grundlegenden Schwächen dieses Konzeptes11 nicht besei­
tigt werden. Neben der Pionierfunktion sind die besonderen 
Verdienste dieser Ansätze vor allem darin zu sehen, daß sie 
zum  ersten Mal versuchten, auch über solche gesellschaftli­
che Nutzen zu berichten, die einer Darstellung nu r schwer 
zugänglich sind, weil es beim heutigen Stand des Wissens als *

’ ’ Vgl. M. Dierkes, Die Sozialbilanz, a. o. O., S. 78 ff.
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Tabelle 4:
Rudimentäre Ansätze zu einer gesellschaftlichen 
Nutzenrechnung: die Sozialbilanz der STEAG

Sozialbilanz 1972/73

Überblick

L e i s tu n g e n A u f w a n d  d e r  S T E A G N u t z e n  f ü r  d ie  G e s e l l s c h a f t

7 2 /7 3

M io D M

7 1 /7 2

M io D M

V e rä n r

M io D V

e r u n g

%
in  S t ic h w o r te n

A . I n n e r e s  B e z ie h u n g s fe ld

-  L e i s tu n g e n  f ü r  
B e le g s c h a f t 49 ,3 7 52 ,8 0 -3 ,4 3 -  6 ,5 E in k o m m e n s s te ig e r u n g

-  Z u f ü h r u n g  z u r  f r e ie n  
R ü c k la g e 9 ,5 0 8 ,11 1,39 17,1 S ic h e r u n g  d e r  A r b e its p lä tz e  

d u r c h  W a c h s tu m  u n d  
S u b s ta n z e r h a l tu n g

58 ,87 60 ,91 -2 ,0 4 -  3 ,3

B . Ä u ß e r e s B e z ie h u n g s fe ld

L e i s tu n g e n  f ü r  
- F o r s c h u n g  u n d  

E n tw ic k lu n g 9 ,2 0 8,25 0,95 11,5 S ic h e r u n g  d e r  E n e r g ie v e r ­
s o rg u n g  u n d  V e r r in g e r u n g  d e r  
U m w e l tb e la s tu n g

-  M a ß n a h m e n  d e s  U m ­
w e l ts c h u tz e s  b e i  
b e s te h e n d e n  A n la g e n

11 ,02 10 ,34 0,68 6 ,6 V e r r in g e r u n g  v o n  
I m m is s io n e n

-  B e z i e h u n g e n  z u r  
Ö f f e n t l ic h k e i t

17 ,24 16,81 0,43 2 ,6 F ö r d e r u n g  g e m e in n ü tz ig e r  
Z w e c k e

37 ,4 6 3 5 ,4 0 2 ,0 6 5 ,8

C .  S u m m e  d e r  L e is tu n g e n

I n n e r e s  u n d  Ä u ß e r e s  
B e z ie h u n g s f e ld

96 ,3 3 96,31 0,02 0 ,0 2 D ie s e n  L e i s tu n g e n  s te h t  e in e  
a n  d ie  A k t io n ä r e  a u s g e ­
s c h ü t t e te  D iv id e n d e  v o n  u n ­
v e r ä n d e r t  10 M io  D M  (10  %) 
g e g e n ü b e r .
D e r  S tro m p r e is  b l ie b  m it  
e in e r  S te ig e r u n g  v o n  6 ,6  % in  
12 J a h r e n  p r a k t is c h  k o n s ta n t .



Inneres Beziehungsfeld

L e is tu n g e n A u f w a n d  d e r S T E A G N u t z e n  f ü r  d ie  G e s e l l s c h a f t

A . I n n e r e s  B e z ie h u n g s fe ld 7 2 /7 3 7 1 /7 2 V e r ä n d e ru n g in  S t ic h w o r te n
M io D M M ioD M M io D M %

1. B e le g sc h a f t
1. L o h n -  u n d  G e h a l ts - G e s a m ts te ig e r u n g  u m  9 ,7 4  M io
S te ig e ru n g  g e g e n ü b e r D M  (8 ,65% ). D ie  S te ig e r u n g s -
V o r j a h r  ( b e r e in ig t  u m ra te  la g  u m  50,4%  u n t e r  d e r
P e r s o n a lv e rä n d e r u n g ) d e s  V o r ja h r e s

-  7 ,4%  T a r if s te ig e r u n g 6 ,8 4 7 ,5 0 -  0 ,6 6 -  8 ,8

-  A u s w ir k u n g e n  d e r  A r - 2 ,3 4 _ 2 ,3 4 _ D ie  A r b e i t s z e i t  w u r d e  u m  2
b e i t s z e i tv e r k ü r z u n g  a b W o c h e n s tu n d e n  o d e r  5%
1 .1 .1 9 7 3  

- U m s t e l l u n g  a u f 6 ,6 0 -  6 ,6 0

v e r k ü r z t

E in h e i t s ta r i f  

-  S o n s t ig e  S te ig e ru n g 0 ,5 6 8 ,4 0 -  8 ,4 0 -9 3 ,3
(T a r i f l .  S tu fe n s te ig e ­
r u n g ,  H ö h e r g r u p p ie r u n g  
u .  a .)

2 . S te ig e ru n g  d e r g e s e tz l . G e s a m ts te ig e r u n g  u m  2 ,6 8  M io
u n d  ta r ifl.  S o z ia l le is tu n g D M  o d e r  13,5%  z u r  s o z ia le n
( b e r e in ig t  u m  P e r s o n a l ­
v e rä n d e r u n g )

S ic h e r u n g

- T a r i f l .  S o z ia l le is tu n g e n 0,21 0 ,1 0 0,11 110,0

-  G e s e tz l .  S o z ia l le is tu n g . 2 ,4 7 1 ,00 1,47 147 ,0

S u m m e  1 u n d  2 
( M e h r a u fw a n d  z u m  V o r / .)

12 ,42 2 3 ,6 0 -1 1 ,1 8 -  4 7 ,4

3. F re iw illig e  L e i s tu n g e n  

-  S o n d e r z a h lu n g e n  (U r - 17 ,14 14 ,00 3 ,1 4 22 ,4 Z u s ä tz l ic h e s  a u ß e r ta r i f l i c h e s
la u b s -  u .  W e ih n a c h ts - E in k o m m e n ,  d a s  ü b e r p r o p o r -
g e ld ;  E r fo lg s b e te i l ig u n g ; t io n a l  z u m  m tl .  E f fe k t iv e in -
S t ro m - K o h le - D e p u ta t) k o m m e n  g e s t ie g e n  i s t

-  A l te r s v e r s o r g u n g  ( Z u - 10 ,86 7 ,0 0 3 ,8 6 55,1 A l t e r s s ic h e r u n g  f ü r  338 0  P e r -
f ü h r u n g  z u r R ü c k s t e l - s o n e n ;  Z a h lu n g e n  a n  43 8
lu n g ;  R u h e g e ld z a h lu n ­
g e n ;  U n te r s tü tz u n g e n )

P e r s o n e n

-  S o n s t ig e  S o z ia l le is tu n g . 5,75 5 ,4 0 0 ,3 5 6 ,5 F ö r d e r u n g  d e r  S ic h e r h e i t  a m  
A r b e it s p la tz  u n d  d e r  
G e s u n d h e i t

-  W o h n u n g s w e s e n 1,80 11 ,60 0 ,2 0 12,5 E r m ö g l ic h u n g  d e s  E ig e n tu m -

-  In n e r b e tr ie b l .  I n fo r - 0 ,4 0 0 ,3 0 0 ,1 0 33 ,3 E r h ö h u n g  d e s  W is s e n s -
m a t io n ;  A u s -  u n d  W e i- S ta n d e s ;  V e r b e s s e r u n g  d e s
te r b i ld u n g ;  V o rs c h la g s - A r b e it s k lim a s
w e s e n

4 . B e t r ie b s ra t 1 ,00 0 ,9 0 0 ,1 0 11,1 V e r tr e tu n g  d e r  B e le g s c h a f t  in  
U n t e m e h m e n s s a c h e n

S u m m e  3 u n d  4  
( G e s a m ta u f w a n d  z. V o i j .)

36 ,95 29 ,2 0 7,75 26 ,5

S u m m e  I 4 9 ,3 7 5 2 ,8 0 - 3 ,4 3 -  6 ,5

I I .  Z u f ü h r u n g  z u r  f r e ie n 9 ,5 0 8,11 1,39 17,1 S u b s ta n z e r h a l tu n g ,  S ic h e r u n g
R ü c k la g e d e r  A r b e it s p lä tz e

S u m m e  In n e re s  B e z ie ­
h u n g sfe ld

58 ,87 60,91 -2 ,0 4 -  3.3
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Äußeres Beziehungsfeld

L e i s tu n g e n A u f w a n d  d e r  S T E  A G N u t z e n  f ü r  d ie  G e s e l l s c h a f t

B . Ä u ß e r e s  B e z ie h u n g s fe ld 7 2 /7 3 7 1 /7 2 V e r ä n d e ru n g in  S t ic h w o r te n

M io D N 1 M io D M M io D M %

F o r s c h u n g  u n d  
E n tw ic k lu n g

1. K o h le n d ru c k v e r g a - 3 ,5 0 3 ,0 0 0 ,5 0 16,7 P r e is w e r te  E n e r g ie v e r s o r -
s u n g s a n la g e g u n g ,  V e r r in g e r u n g  d e r  

E m is s io n  v o n  S ta u b  u m  fa s t
100  %  u n d  S 0 2 u m  8 0  %

2. E n ts c h w e fe iu n g s a n la g e 1 ,40 1,10 0 ,3 0 2 7 ,3 V e r r in g e r u n g  d e r  S c h w e fe l­
d io x y d e m is s io n

3. V e r w e r tu n g  d e r  K r a f t ­
w e r k s n e b e n p r o d u k te

0 ,1 0 0 ,2 5 -0 ,1 5 - 6 0 ,0 V e r w e r tu n g  s ta t t  A b fa ll

4 .  K e m b r e n n s to f f v e r - 4 ,2 0 3 ,9 0 0 ,3 0 7 ,7 S ic h e r u n g  d e r  E n e r g ie v e r -
s o rg u n g s o r g u n g

S u m m e 9 ,2 0 8 ,2 5 0 ,9 5 11,5

I I .  M a ß n a h m e n  d e s  U m ­
w e l ts c h u tz e s  b e i  b e s te h e n ­
d e n  A n la g e n

1. L u f t r e in h a l tu n g 9 ,9 0 9 ,5 5 0,35 3 ,7 V e r m in d e r u n g  d e s  S ta u b a u s ­
w u r f s

2. L ä r m s c h u tz 0 ,4 7 0 ,1 2 0 ,35 2 9 1 ,7 M in d e r u n g  d e r  
S c h a ll im m is s io n

3 . R e in h a l tu n g  d e r 0 ,6 5 0 ,6 7 -0 ,0 2 -  3 ,0 E r h a l tu n g  g e s u n d e r
G e w ä s s e r G e w ä s s e r

S u m m e  I I 11 ,02 10 ,34 0 ,6 8 6 ,6

m .  B e z ie h u n g e n  z u r  
Ö f f e n tl ic h k e it

1. S t e u e r n  u n d  A b g a b e n 16,15 15,15 1,00 6 ,6 B e i tr a g  z u r  E r fü l lu n g  v o n  
G e m e in s c h a f t s a u f g a b e n

2 . V e r w a l tu n g s a u f w a n d 0 ,1 2 0 ,1 0 0 ,0 2 2 0 ,0 K o s te n e r s p a r n i s  b e i  B e h ö r d e n
f ü r  F in a n z v e r w a l tu n g ,  
K r a n k e n v e r s i c h e r u n g

u n d  K a s s e n

3 . S p e n d e n  u n d  B e i tr ä g e 0 ,3 0 0 ,3 3 -0 ,0 3 -  9 ,1 F ö r d e r u n g  g e m e in n ü tz ig e r  
Z w e c k e

4 . E r h o lu n g s a n la g e n 0,22 0 ,7 8 - 0 ,5 6 - 7 1 ,8 V e r s c h ö n e r u n g  d e s  S ta d t ­
b i ld e s ;  E r h ö h u n g  d e s  F re iz e i t ­
w e r te s

5. Ö f f e n t l ic h k e i t s a rb e i t 0 ,4 5 0 ,4 5 - - I n f o r m a t io n  d e r  Ö f f e n t l ic h k e i t

S u m m e  I I I 17,24 16,81 0,43 2 ,6

S u m m e  Ä u ß e re s  
B e z ie h u n g s fe ld

37 ,4 6 3 5 ,4 0 2,06 5 ,8

Aus: M. D ierkes, Die Sozialbilanz, 1974, S. 79-81.
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unmöglich erscheint, sie allgemein akzeptierten Standards 
entsprechend zu quantifizieren. Obwohl damit zu rechnen 
ist, daß diese Ansätze im  Detail weiter verbessert werden, 
dürfte sich ein signifikanter Fortschritt hier erst zeigen, wenn 
entsprechende Sozialindikatoren bereitstehen, die eine 
Übereinkunft über Meß- und  Aggregationsverfahren be­
inhalten.
Das andere Extrem  der heutigen Entwicklung stellt die vor­
sichtigere Politik des schrittweisen Vorgehens dar: die Erwei­
terung klassischer Sozialberichte. Diese konzentrieren sich 
nicht m ehr allein auf das Beziehungsfeld »U nternehm en -  
M itarbeiter«, sondern nehm en in Reaktion oderauch Antizi­
pation der neuen gesellschaftlichen Forderungen zuneh­
m end auch andere Aspekte der Untem ehm enstätigkeit m it 
auf. Gleichzeitig versuchen sie, im  Rahmen dieses schritt­
weisen Lernprozesses eine integrierte Darstellung solcher 
Bereiche vorzunehm en, bei denen sowohl über Indikatoren 
als auch Art der Quantifizierung heute schon ein relativ ho­
her Konsens besteht.
E inen Gesamtüberblick über diese Richtung zu geben, ist 
angesichts der Fülle des Materials unmöglich; als Beispiel für 
viele seien die Berichte der Rank Xerox Gm bH, Bertelsmann 
AG und Hoechst AG erwähnt. Auch wenn in verschiedenen 
Artikeln, die sich kritisch m it diesen Ansätzen auseinander­
setzen, berechtigterweise auf die Lücke hingewiesen wird, 
die zwischen dem Anspruch einer gesellschaftsbezogenen 
Berichterstattung und  diesen Berichten besteht, so m uß 
doch betont werden, daß die Politik des »langen Marsches«, 
die hinter diesen Ansätzen steht, recht vielversprechend sein 
dürfte. Beinhaltet sie doch im  wesentlichen die vorsichtige 
Erweiterung der Berichterstattung um  solche Bereiche, die 
als gesellschaftlich wichtig erkannt werden und bei denen ein 
zunehmendes Informationsbedürfnis alter und neuer Be­
zugsgruppen der U nternehm en besteht -  und  das in einer 
Weise, die dem Informationsverhalten dieser G ruppen ange­
paßt ist.
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Eine noch weiterentwickelte und langfristig erfolgreichere 
Politik au f diesem Gebiet stellt die oben erwähnte dritte Va­
riante der heutigen Experimente, die Integration von Ge­
schäftsbericht und  gesellschaftsbezogener Berichterstat­
tung dar, wie sie zum  ersten Mal von der D eutschen Shell AG 
in ihrem  Geschäftsbericht/Sozialbilanz 1975 versucht wur­
de. Dieses auch in der Wissenschaft noch wenig diskutierte 
Konzept dürfte am angemessensten durch den Begriff »un­
ternehmenszielbezogene Berichterstattung (goal accoun- 
ting and reporting)« beschrieben werden. Es geht davon aus, 
daß U nternehm en m it einem  hochentwickelten Manage­
m entsystem  und Führungskonzept heute über einen aus- 
gearbeiten Katalog von U nternehm enszielen verfugen, die 
sowohl die ökonom ischen als auch gesellschaftsbezogenen 
Aufgaben darlegen, die sich das jeweilige U nternehm en ge­
stellt hat. Der auch für den Bereich der gesellschaftlich be­
deutsam en Auswirkungen der Unternehm enstätigkeit nahe­
liegende Schluß ist, die U nternehm en an diesen von ihnen 
selbst gewählten Zielen zu messen. Tabelle 5 gibt als Über­
sicht über diese Art der Berichterstattung das Inhaltsver­
zeichnis des Geschäftsberichtes Sozialbilanz 1975 der D eut­
schen Shell AG wieder. Die integrierte Sozialbilanz »klassi­
scher Prägung« im  tabellarischen Teil dient bei dieser Art der 
Berichterstattung lediglich dazu, entsprechende Aufwen­
dungen des U nternehm ens den jeweiligen Berichtsteilen im 
Hinblick auf die einzelnen Unternehm ensziele zuzuord­
nen.
Voraussetzung für diese Form  der gesellschaftsbezogenen 
Berichterstattung ist jedoch nicht nur das Vorhandensein ei­
nes solchen Unternehmenszielkataloges, sondern auch die 
konkrete Operationalisierung der einzelnen Ziele, d. h. ihre 
Um setzung in spezifische Aufgaben für das jeweilige Ge­
schäftsjahr. Nicht in  allen Bereichen der Unternehm enstä- 
tigkeit und für alle Ziele dürfte dies schon erreicht werden; 
nicht überall sind auch heute schon entsprechende Daten
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vorhanden. Insgesamt jedoch erscheint diese Form  einer ge­
sellschaftsbezogenen Berichterstattung umfassender, infor­
mativer und überzeugender als die anderen Ansätze11 
Im  Hinblick auf die externe Berichterstattung dürfte vor 
allem von Vorteil sein, daß hier nicht über vage gesellschaftli­
che Auswirkungen, die in verschiedenen Bereichen nur 
schwer definierbar sind, diskutiert wird, sondern daß klare 
Ziele vorgelegt werden -  so beispielsweise die Reduktion der 
Luftbelastungen in verschiedenen Betriebsstätten im  H in­
blick auf den Zielbereich »Erhaltung und  Verbesserung der 
Qualität der physischen Umwelt« -  und die Leistung des 
U nternehm ens an diesem Ziel gemessen wird. 
Selbstverständlich bringt auch der Bericht der Deutschen 
Shell AG 1975 noch nicht umfassend das, was im  Konzept 
der zielbezogenen Berichterstattung (goal accounting) m ög­
lich und  erforderlich ist. Insgesamt stellt er jedoch einen 
ersten Schritt im  Hinblick au f einen qualitativen Sprung in 
der Entwicklung der Sozialbilanzen dar, der die Diskussion 
sowohl über das, was berichtet werden soll, als auch über die 
Art der Berichterstattung um  eine zum indest erfolgverspre­
chende und praktikable Variante erweitert. Er verbindet 
gleichzeitig den ersten Schritt der U nternehm en im  Hinblick 
au f die Durchsetzung der neuen wirtschaftsethischen Forde­
rungen in die Unternehm enspolitik, Zielkataloge und  F üh ­
rungsrichtlinien, m it dem Bem ühen der U nternehm en, im 
Kontext dieser Entwicklung darüber zu berichten, was sie im 
Hinblick auf Belange wie Konsum enten- und  Umwelt­
schutzfragen, Humanisierung der Arbeitswelt, die Entwick­
lung der sozialen und kulturellen Umwelt, um  nur einige 
Bereiche zu nennen, bereits getan haben und  wo sie die pri­
m ären Felder der künftigen Anstrengungen auf diesen Ge­
bieten sehen. In  dieser Version dürften Sozialbilanzen damit

’ K. Most, Corporate Social Reporting -  > Model < Report by Deutsche 
Shell, in: The Accountant, Febr. 10,1977, S. 164-167.
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Tabelle 5:
Ein Konzept der untemehmenszielbezogenen Bericht­
erstattung -  das Beispiel Deutsche Shell AG

Inhaltsübersicht
Seite

1. Vorwort 6

2. Rahmenbedingungen für die Shell-Unter­
nehmenspolitik, Allgemeine Entwicklung
auf dem Energiemarkt 7-9
2.1 Die Politik der OPEC-Länder 7
2.2 Auswirkungen auf den deutschen Mineral­

ölmarkt 7/8
2.3 Energieprogramm der Bundesregierung 8

Bevorratungspflicht 8
2.5 Struktur- und Konjunkturprobleme der

Mineralölwirtschaft 8
2.6 Sonderabgaben auf inländische Erdöl-

und Erdgasforderung 9
2.7 Langfristige Aspekte 9

3. Die Ziele der Shell Untemehmenspolitik 10

4. Die Leistungen der Deutschen Shell AG 10-35
4.1 Marktgerechte Versorgung der VerbraucherlO-17
4.2 Entwicklung neuer Anwendungsverfahren

und Produkte 18/19
4.3 Erwirtschaftung einer angemessenen

Rendite 20-22
4.4 Berücksichtigung der Interessen unserer

Mitarbeiter 23-29
4.5 Beachtung der Belange des Gemeinwohls 30-35
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5. Aktienrechtliche Erläuterungen 36-39
5.1 Erläuterungen zur Bilanz 36-38
5.2 Erläuterungen zur G- und V-Rechnung 39

6. Tabellen 39-45
6.1 Sozialbilanz 39
6.2 Beziehungen zu Kapitalgebem 41
6.3 Leistungsrechnung 41
6.4 Handelsbilanz 43
6.5 Gewinn- und Verlustrechnung 45

Aus: Deutsche Shell AG, a.a.O., S. 4.

zentral für die Entwicklung und Durchsetzung einer die 
erweiterten wirtschaftsethischen Forderungen berücksichti­
genden Unternehm enspolitik sein.



Ethische Grundsätze der Wirtschafts- 
Unternehmen: Sind sie durchsetzbar?

9 .

Die Dringlichkeit einer Um orientierung der U nternehm ens­
politik auf ein breites Spektrum gesellschaftlicher Ziele 
-  wie sie im  Rahm en der Diskussion einer neuen W irtschafts­
ethik vorgeschlagen wird -  dürfte mittlerweile von allen am 
W irtschaftsprozeß Beteiligten erkannt worden sein. Gleich­
zeitig sind jedoch die Grenzen von ethischen Appellen an 
den einzelnen M itarbeiter -  auch in hohen Führungspositio­
nen -  angesichts der allein auf ökonomische Ziele ausgerich­
teten Planungs-, Informations- und  Leistungsbeurteilungs­
systeme, d. h. der zentralen Elemente des M anagementsy­
stems der Unternehm en, deutlich geworden. Sollen die auf 
das U nternehm en als nicht nur rein ökonomischer, sondern 
auch gesellschaftlicher Institution neu zukom m enden Auf­
gaben daher effizient in die Entscheidungen und H andlun­
gen um gesetzt werden, m üssen die U nternehm en selbst und 
nicht m ehr allein die einzelnen Mitarbeiter als Adressaten 
wirtschaftsethischer Forderungen angesehen werden. Wirt­
schaftsethik hat sich damit aber nicht nur mit den inhaltli­
chen Aspekten der Form ulierung entsprechender Grundsät­
ze zu beschäftigen; es geht vielmehr auch darum, Konzepte 
der D urchsetzung einer solchen Politik im  U nternehm en zu 
entwickeln. W irtschaftsethik wird somit auch zu einem 
Problem  der Unternehm ensorganisation.
Versucht m an daher, die Chancen der Durchsetzbarkeit der 
neuen wirtschaftsethischen Forderungen an die U nterneh­
m en abzuschätzen, so gilt es, sowohl die Inhalte und  ihre Be­
ziehungen zu Unternehm ensentscheidungen zu diskutieren 
als auch festzustellen, ob überhaupt organisatorische Kon-
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zepte entwickelt werden können, die eine Durchsetzung die­
ser Forderungen in die Unternehm enspolitik ermöglichen. 
Ist W irtschaftsethik als Organisationsproblem letztlich lös­
bar?
Überblickt man hierzu die Entwicklungen der vergangenen 
Jahre -  wie sie weltweit in allen hochindustrialisierten, 
marktwirtschaftlich organisierten Gesellschaften zu beob­
achten sind -  so ergibt sich folgendes Bild: Verhaltenskodi­
zes und konkrete Forderungen einzelner traditioneller sowie 
der sich zunehm end stärker artikulierenden neuen Bezugs­
gruppen des Unternehm ens geben erste Hinweise au f ein 
sich langsam herausbildendes Konzept der W irtschaftsethik, 
das versucht, ökonomische und  gesellschaftliche Ziele zu 
verbinden und in die Entscheidungsprozesse der U nterneh­
m en zu integrieren.
Eine ständig wachsende Zahl vor allem von Groß- und  
G rößtuntem ehm en ist bereit, sich dieser Herausforderung 
zu stellen und  zunächst für einige Zeit in Lem experim enten 
zu untersuchen, inwieweit eine solche Integration von 
Gewinnoptimierung und gesellschaftlicher Verantwortung 
im  Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung auf der 
Ebene des einzelnen Unternehm ens ohne eine bis ins Letzte 
gehende staatliche Regelung überhaupt möglich und  sinn­
voll ist.
Unternehmenszielkataloge und  -führungsrichtlinien als 
Grundlagen einer solchen Politik stellen hier ebenso erste 
praktische Schritte dar wie die breiten Diskussionen und  Ex­
perim ente zu Sozialbilanzen vor allem in deruntem ehm ens- 
zielbezogenen Version. Theoretisch durchdacht und  vor­
strukturiert sind darüber hinaus die beiden anderen wesent­
lichen Elemente einer organisierten Integration dieser wirt­
schaftsethischen Forderungen in die Unternehm enspolitik: 
gesellschaftsbezogene U ntem ehm ensplanung und Lei­
stungsbeurteilung. Praktische Erfahrungen im größeren Rah­
m en fehlen in diesem Bereich jedoch noch vollständig.
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Diese bei der Kürze der Zeit bislang sehr erm utigenden Re­
sultate der bisherigen Ansätze dürfen jedoch nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß der Prozeß der Um orientierung der 
U nternehm en von einer rein ökonomisch orientierten Orga­
nisation zu einer ökonom ische und gesellschaftliche Ziele 
gleichermaßen verfolgenden Institution noch keineswegs 
abgeschlossen ist oder sich in allen Bereichen überhaupt als 
erfolgreich erwiesen hat: Dafür ist die Zahl der an diesen Ex­
perim enten teilnehm enden U nternehm en trotz all ihrer 
Sichtbarkeit noch zu gering, ist der Zeitraum, in dem Erfah­
rungen gesammelt wurden, noch zu kurz und  ist die Gefahr 
des Abgleitens in falsch verstandene Public Relations tradi­
tioneller Prägung noch nicht gebannt. Ebenso unklar ist im 
Augenblick noch, in welchem Umfang andere soziale Insti­
tu tionen die Ü bernahm e gesellschaftlicher Aufgaben durch 
die U nternehm en akzeptieren und honorieren werden, ob 
die Unternehm en überhaupt in der Lage sein werden, diese 
Aufgaben langfristig im Rahm en des marktwirtschaftlichen 
Systems effizient zu erfüllen und letztlich, ob sich Institutio­
nen entwickeln oder entwickelt werden können, die in enger 
Kom m unikation m it den U nternehm en mithelfen, die ge­
sellschaftlichen Ziele des U nternehm ens zu formulieren und 
die notwendige externe Kontrolle auszuüben. N ur dann 
dürfte das hier skizzierte Konzept letztlich eine erfolgreiche 
und  umfassende Reform der W irtschaftsuntem ehm en als ei­
ner der zentralen Institutionen unserer Gesellschaft darstel­
len, das im  Sinne einer neuen Ethik eine Anpassung unserer 
Gesellschaft an die veränderten Bedingungen der ökonom i­
schen und  sozialen Entwicklung ermöglicht.
Ob dies gelingen wird, m uß heute noch als offene Frage ange­
sehen werden, die jedoch dann um so leichter geklärt werden 
kann, je  m ehr U nternehm en die ihnen auf diesen »Märkten« 
gestellten Aufgaben erkennen und bereit sind, das langfristig 
angelegte Experim ent der Integration der neuen wirtschafts­
ethischen Forderungen in ihrer Unternehm enspolitik
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durchzufiihren -  ein Einsatz, der sich angesichts der Alterna­
tiven, wenigstens aus der Sicht des Schumpeterschen inno­
vativen U nternehm ers, selbst bei unsicherem  Ausgang loh­
nen dürfte.


